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System der direkten Stenem in Serbien. 



Literatur. 

Die finanzwissenschaftliche Literatur Serbiens hat sich früher fast 
gamicht mit den Steuern speziell befaßt. Von den älteren Arbeiten wäre hier zu 
erwähnen nur: K. Jovanovitsch „Über die Umänderung und Regelung des 
serb. Steuersystems^ 1860. Mita Rakitsch „Die Steuer, ein Studienessai'' 1876. 
Auch die neuere serbische, speziell steuerwissenschaftliche Literatur ist durchaus 
noch unzureichend, aber nach den neuesten Veröffentlichungen zu urteilen, wird 
hierin jetzt Wandel geschaffen. Ein 1901 erschienenes, an steuergeschichtlichem 
Material (türkische Zeit betreffend) reiches Werk ist das Werk von Mita 
Petrovitsch: „Die Finanzen und Institutionen des restaurierten Serbiens, bis 
zum Jahre 1842." (3 Bd.) Fach wissenschaftlich geschrieben sind aber erst die 
folgenden Abhandlungen: „Proportionale, progressive und degressive Steuer** 
(„Finanz-Revue** IV— VIII) 1899 von WeL Bajkitsch, „Die Gewerbssteuer, 
mit Berücksichtigung unserer letzten Abänderung im Gesetze der direkten 
Steuern** 1901 von Duschan Jossimovitsch, und „Über die Einkommen- 
steuer mit Rücksicht auf unsere Gesetzgebung** 1901 von Dr. Mom^ilo 
Nin^itsch. An einer systematischen und wissenschaftlichen Darstellung und 
Untersuchung der jetzt bestehenden, wie der früheren Besteuerung Serbiens fehlt 
es immer noch gänzlich. Endlich ist noch wegen einzelner Artikel betreffs 
des Steuerwesens die serbische Finanzschrift: „Finanz-Revue**, Organ des 
Finanzministeriums namhaft zu machen. 

Hauptquellen für die vorliegende Arbeit waren der „Zbornik**, eine 
chronologisch geordnete Sammlung aller serbischen Gesetze, nebst den neueren, 
gesondert veröffentlichten Steuergesetzen, den stenographischen Protokollen 
der Volksvertretung, den jährlichen Budgets und Etatsschlußrechnungen. 

Aus der allgemeinen theoretischen Finanzliteratur Entnommenes 
ist an den entsprechenden Stellen besonders zitiert. Hier aber sei gleich auf die 
bedeutende Hülfe, die mir das Wagn ersehe Werk: „ Finanzwissenschaft " Bd. I, 
II, in, rV bot, hingewiesen. 



Vorwort. 



Der Formulierung des Themas der vorliegenden Arbeit 
nach, sollten hier eigentlich die serbischen direkten Steuern nur 
in ihrem gegenwärtigen, gesetzlichen Zustande syste- 
matisch dargestellt und einer eingehenden Kritik 
unterzogen werden. Es scheint aber vorher, zur Vermeidung 
aprioristischer Beurteilung der serbischen direkten Steuern, 
ein Überblick unerläßlich über die historische Entwicklung 
derselben. Bei der Unkenntnis, die im Auslande vielfach noch 
über serbische Verhältnisse herrscht, wird es femer nötig sein, 
zuvor auch eine kurze Darstellung der sozialen, politischen 
und volkswirtschaftlichen Verhältnisse Serbiens zu geben, 
mit welchen die Entwicklung des Steuerwesens in natürlichem 
Zusammenhange steht. Denn nur so läßt sich der Entwicklungs- 
gang des Steuerwesens eines Landes erklären und verstehen. 

Wir wollen also zunächst in einem vorangeschickten steuer- 
geschichtlichen Kapitel die Steuereinrichtung der Türkei 
kurz vor der Befreiung Serbiens, und die älteren 
serbischen Steuerverhältnisse sowie die damaligen poli- 
tischen, sozialen und volkswirtschaftlichen Verhältnisse 
in Kürze besprechen, und erst dann an die Untersuchung des 
gegenwärtigen Zustandes der direkten Steuern Serbiens 
herangehen, stets auf Grundlage der politischen, sozialen und 
volkswirtschaftlichen Verhältnisse. 



j 



L Überblick ttber die 
Entwicklung der serbischen direkten Stenern. 



!• Die Stenerverhältnisse der Türkei, kurz vor der 
Befreiung Serbiens. 

Nach einer, fünf Jahrhunderte währenden, harten Ober- 
herrschaft der Türkei, gelang es Serbien, im Anfange des vorigen 
Jahrhunderts, nach zwei aufeinander folgenden Erhebungen 
(1804, 1815), 1815 sich die Freiheit zu erkämpfen. 1830 ward 
es vom Sultan als Vasallen-Staat anerkannt und der serbische 
Heerführer Mi losch Obrenovitsch ward von ihm als serbischer 
Fürst bestätigt. Vollständige Unabhängigkeit und völker- 
rechtliche Souveränität erlangte der „restaurierte" serbische 
Staat aber erst auf dem Berliner Kongreß von 1878. 

Diese Freiheit brachte dem serbischen Volke nicht sein 
Adel — er war zum großen Teil 1389 auf dem „Amselfelde" 
gefallen, der Rest während der fünfhundertjährigen Unter- 
jochung ausgestorben, — sondern sein Bauernstand. Aus 
seiner Mitte ist sein erster Fürst hervorgegangen, der ebenso 
wenig schriftkundig war wie das ganze damalige Volk 
Serbiens. Die Staatsgeschäfte leitete der sonst sehr gescheite 
Fürst mit Hülfe einiger geschulten, aus Österreich-Ungarn 
stammenden, Serben, und im Einverständnis mit der Volks- 
vertretung, die aus den serbischen Q-emeindevorstehern und 
„anderen angesehenen Leuten" gebildet war. 

An Stelle des alten serbischen adligen Großgrund- 
besitzerstandes („Vlastela") kamen unter der türkischen Re- 
gierung ihre „Spachien", d. h. verdienstvolle Türken, welchen 
der Sultan für gewisse Dienste die Dörfer und Ländereien 
(„Spachiluken" genannt) zu Nutznießung (nicht ins Eigentum) 
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verliehen hatte (nach Art des mittelalterlichen Feudum). So 
lebte Serbien noch vor 70 Jahren in mittelalterlichen 
feudalen Verhältnissen, welche seit 1830 durch den sulta- 
nischen „Hatischeriff" einfach aufgehoben wurden. 

Sonst war in Serbien die Eegel der Klein- und Mittel- 
besitz, denn die serbische Hauskommunion (,,Zadruga") hatte 
keineswegs den Charakter eines Großgrundbesitzes 0- Von nicht 
sehr bedeutendem Umfang war der Grundbesitz des Sultans selbst, 
welcher meistens unbesiedelt und unbebaut dalag. 

Die Bevölkerung setzte sich fast ausschließlich aus den, 
auf dem platten Lande lebenden, serbischen Bauern zusammen. 
Die Städte waren überwiegend von türkischen und griechi- 
schen Gewerbetreibenden bewohnt; es waren überhaupt nur 
wenige und ganz kleine Marktflecken mit. noch unentwickeltem 
und nur lokalem Handel. Von einer Rechtssicherheit in 
ihnen war überhaupt keine Spur. 

In dem neu begründeten serbischen Staate waren, wie man 
daraus ersieht, um die Mitte der zwanziger Jahrö des 
19. Jahrh. die sozialen und volkswirtschaftlichen Ver- 
hältnisse sehr einfach und unentwickelt: kein Adel, kein 
Großgrundbesitz, keine größeren Einkommens-^ und Vermögens- 
unterschiede, keine differenzierte Berufsteilung, kein entwickelter 
Tauschverkehr. Kurz, die serbische Volkswirtschaft befand sich 
noch im 19. Jahrh. im Stadium ihrer ersten Entwickelung. — 
Trotz des sehnlichen Wunsches, das Versäumte durch Reformen 
und Neuerungen auf allen Gebieten rasch nachzuholen und in 
die Reihe der europäischen Rechts- und Kulturstaaten einzu- 
treten, konnte sich Serbien damals nur mit Reformen auf 
politischen und administrativen Gebieten beschäftigen. 
Auf Reformierung des alten türkischen Steuerwesens sich ein- 
zulassen, war nicht angängig; denn das ließ sich nicht so ein- 
fach verbessern oder umgestalten. Es war überhaupt nicht 
verbesserungsfähig. Das Steuerwesen eines Landes entwickelt 
sich langsam und schrittweise und immer im Zusammenhange 
mit den sozialen und volkswirtschaftlichen Verhältnissen des 
Landes. Und diese waren auch nach der Befreiung dieselben 



*) Näheres aber die j^Zadruga** siehe: Dr. Milan Markovitsch: „Die 
serbische Hanskommunion und ihre Bedeutung in der Vergangenheit und Gegen- 
wart«. Dissertation. 1903. 
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geblieben. Deshalb blieb Serbien noch volle 20 Jahre nach 
seiner Befreiung bei der alten türkischen Steuerver« 
f assung. So übernahm es von der Türkei und erhob bis 1835 
folgende Steuern'): 

A. Von direkten Steuern, die im Gelde zu zahlen waren. 

1. „CarskiHaraö" (Grundsteuer). Das war, wie fast alle 
türkischen direkten Steuern, eine kopfsteuerartige Abgabe, 
die von allen männlichen Personen vom 7. Jahre an erhoben 
^wurde. Sie betrug 6,22 Groschen (= 1,31 Frcs.) pro Kopf. 
Außer den Serben waren ihr auch die Zigeuner unterworfen. 
Für diese war der Steuersatz höher und stieg progressiv 
mit dem Alter. — Eine Abart dieser Steuer war die Vieh- 
steuer, welche man von jedem Stück Schaf und Ziege und 
von jedem Stall der Tiere in Höhe von 4 Cent erhob. 

2. Die „Kaiserliche Kopfsteuer". Sie war zu zahlen 
nur von denjenigen Serben, welche auf den Kaiserlichen Gütern 
(Domänen) wohnten. Diese Kopfsteuer erstreckte sich, außer 
auf die Menschen, auch auf eine Eeihe toter Objekte, wie: 
Mühlen, Hauskessel (Hausherd), weiter auch auf jedes Stück 
Schwein, jede „Oka" (= 2V9 Pfund) Weinmost etc. So hatte 
die „Kaiserliche Kopfsteuer" teils den Charakter einer Personal-, 
teUs einer Real-, teils einer Verbrauchssteuer. Die Steuer- 
sätze waren verschieden normiert. 

Diese beiden Steuern wurden eingezogen durch, vom Fürsten 
Milosch besonders ernannte, Erhebungsbeamte, die die ein- 
gegangenen Steuersummen ihm zu übergeben hatten. Er gab 
sie dann weiter an den Vezir in Belgrad. 

3. Die „Volks-Personalsteuer", früher „Vezir-Steuer" 
genannt, war wiederum eine Kopfsteuer, die von allen ver- 
heirateten männlichen Personen erhoben wurde. Sie diente 
speziell zur Bestreitung der Landes-Ausgaben, und war 
finanziell wohl die wichtigste Steuer Serbiens in jener Zeit. 
Ihre Steuersätze wechselten je nach dem Bedürfnis, zwischen 
14—20 Groschen. Die Erhebung lag den Dorfgemeinden ob. 

4. Zuschläge zur Volks - Personalsteuer. Ihre Höhe 
wechselte ebenfalls nach dem Bedürfnis. 

*) Mita Petrovitsch: „Die Finanzen und Institutionen des restaurierten 
Serbiens, bis 1842". Bd. I, S. 147. 
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5. Die „Spachien-Kopfsteuer" hatten diejenigen Serben 
zu zahlen, welche auf den „Spachiluken" lebten. Die Höbe 
ihrer Steuersätze war im großen und ganzen dieselbe wie bei 
der „Kaiserlichen Kopfsteuer". 

6. Die „Bischöfliche Steuer'^ war eigentlich eine Rauch- 
fangsteuer, die von jedem serbischen christlichen Hause 
zu zahlen war, und die speziell fiir die serbischen Bischöfe 
eingezogen wurde. Diese, oder ihre unterstellten Geistlichen 
erhoben diese Steuer selber. Der Steuersatz betrug 26-40 Cent. 

7. Die „Priesterliche Steuer" hatte jeder serbische Steuer- 
pflichtige zu zahlen, und zwar in den Städten in Geld (1,20 Cent), 
und auf dem platten Lande „in natura" (12 „Oka" Korn). 
Diese Steuer erhoben ebenfalls die Priester selbst. 

B. Von Naturalabgaben wurden erhoben: 

1. Der „Kaiserliche Zehnte". Er ist die älteste und 
die wichtigste Steuer der Türkei. Diese Abgabe erhob 
man vom Rohertrage bei allen Landfrüchten „in natura". 
Sie war von den Serben wie von den Türken zu entrichten. 
Die letzteren waren in Serbien nur dieser einen Abgabe 
unterworfen. Der, von den Bauern auf den gepachteten Kaiserlichen 
Gütern erhobene. Zehnte fiel dem Pächter zu. Als Organe bei der 
Erhebung wirkten hier die Pächter selbst, andernfalls die Dorf- 
gemeinden. Seit 1826 aber erheben den genannten Zehnt die 
Dorfgemeinden, da seither alle Kaiserlichen Güter der serbische 
Fürst Milosch gepachtet hat^). 

2. Der „Spachien- Zehnte". Ebenfalls eine Abgabe „in 
natura" vom gesamten Roherträge. Steuerpflichtig waren die- 
selben Serben, die auch die „Spachien-Kopf Steuer" zu zahlen 
hatten. 

C. Frondienste. 

1. Den „Allgemeinen Frondienst" hatten dem Staate 
(Straßen-Brücken-Gebäudebau, eventuelle Reparaturen), dem 
Fürsten und den Staatsbeamten (Bodenbebauung) alle 
männlichen steuerpflichtigen Personen zu leisten. Die Zeit 
des Antritts und die Dauer des Frondienstes stellte die be- 
treffende Gemeinde fest. 



*) Näheres über den türkischen Zehnten: Dr. Iwan K. Drenkoff: „Die 
Steuerverhältnisse Bulgariens". Jena 1900. S. 5. 
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2. Den „Spachien-Frondienst" leisteten den „Spachien" 
nur die ihm unterstellten Bauern. 

Außer diesen direkten Steuern hatte die Türkei in jener Zeit auch indirekte 
wie Zölle und Accisen. Diese sowie die übrigen Einnahmequellen des Staates 
wie Gebühren, Einnahmen aus Staatseigentum, Regalien, eingehender zu besprechen, 
liegt nicht im Rahmen dieser Arbeit, 



Die älteren serbischen Steuerverhältnisse. 

(1835-1884) 

Im Laufe dieser zwei Dezennien (1815 — 1835) hatten sich, 
indessen die politischen, sozialen und volkswirtschaft- 
lichen Verhältnisse im „restaurierten" Serbien ganz erheblich 
verändert. 

Durch Hatischeriff von 1830 verlieh der Sultan Serbien die 
Anerkennung als Vasallen-Staat, und Serbien, als solcher 
nun in seinen inneren Angelegenheiten völlig selbständig, erhebt 
seit diesem Jahre alle damals bestehenden Steuerarten 
allein und für seine eigene Rechnung. Es hat nur der 
Türkei gegenüber sich verpflichtet, einen jährlichen Tribut 
in Höhe von „2 300 000 Groschen" (Ferman von 1833) zu zahlen. 
Serbien bleibt auch weiter ein „Land des kleinen und 
mittleren Bauernstandes", aber dieser wurde jetzt durch 
den erwähnten Hatischeriff von allen bisherigen Verpflichtungen 
den „Spachien" gegenüber befreit. Unter der nun geschaffenen 
Eechtssicherheit fing auch Handel und Gewerbe sich zu ent- 
wickeln an, und mit ihnen die Städte. Ein allgemeiner wirt- 
schaftlicher Aufschwung machte sich überhaupt gleich nach der 
Aufhebung der „Spachiluken" bemerkbar. 

Auch die freiheitlichen Ideen des westlichen Europas 
sind nicht ohne Einfluß auf das serbische Volk und das junge 
serbische Staatsleben geblieben. Sie haben verhindert, daß der 
Absolutismus, wie er versuchte, in Serbien Wurzel schlug. 
Ihnen ist auch zu verdanken, daß die Sehnsucht des serbischen 
Volkes nach einer Verfassung realisiert wurde und so die 
Proklamierung der letzten schon im Jahre 1835 (2. Februar) 
erfolgte. Diese erste serbische Verfassung trug, wie alle 
späteren, einen stark demokratischen Charakter. 

Dasselbe Jahr 1835, welches so für das ganze politische 
Leben Serbiens im allgemeinen von hoher Bedeutung wurde. 
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spielt auch speziell in der Gesciliohte der serbischen Be- 
steuerung, namentlich der direkten, eine große Bolle. Es 
bildet die Grenzlinie zwischen dem alten, türkischen und dem 
neuen, serbischen Steuerwesen, und somit den eigentlichen 
Anfangspunkt für die Steuergeschichte des „restau- 
rierten" Serbiens. Bis damals war in Serbien, wie wir sahen, 
noch immer jene bunte Steuer Verfassung der türkischen Zeit in 
Geltung, und erst seit jenem Jahre trat die erste serbische 
Steuer ins Leben. Sie war eine einzige direkte Staatssteuer 
(abgesehen von einer speziell für Zigeuner eingerichteten, unten 
zu besprechenden Steuer), und als solche ersetzte sie alle die 
zahlreichen früheren türkischen Steuerformen. Das konnte sie 
tun infolge der veränderten resp. vereinfachten sozialen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse des Landes selbst. 

Außer dieser Steuer war jeder Steuerpflichtige nur noch 
einen Tag im Jahre verpflichtet, an die Fronarbeit zu gehen. 

Die „Bürgerliche Abgabe", wie man die neue Steuer 
nannte, trug schon in sich den Kern des ersten serbischen 
„verfassungsmäßigen" Steuersystems; seit jenem Jahre 
konnten alle Steuern und dergl. mehr nur gesetzlich eingeführt 
und festgestellt werden. Dies bedeutet zweifellos einen ge- 
waltigen Fortschritt gegenüber dem „ancien regime". 

Die „Bürgerliche Abgabe" war folgenderweise eingerichtet: 
Als Hauptsteuereinheit galt die Gemeinde, die das ihr 
auferlegte Steuerkontingent unter die ihr zugehörenden Steuer- 
pflichtigen zu verteilen hatte, nach eigener Einschätzung 
ihrer wirtschaftlichen Lage, und ebenso lag ihr ob, auch die 
Steuer zu erheben. Man setzte auch ein Steuerminimum 
fest (für jeden Steuerpflichtigen zwei Taler) und nannte es 
„Kopfsteuer". Diese war also keine besondere Steuer. Das 
Steuerkontingent der „Bürgerlichen Abgabe" (in welcher auch 
jene Kopfsteuer steckte) betrug für jede Gemeinde das Produkt 
aus der Multiplikation der Zahl der vorhandenen Steuerpflich- 
tigen der betreffenden Gemeinde und des festen, durchschnittlich, 
pro Kopf, bestimmten Steuerfußes (6 Taler = 2^2 Golddukaten). 
Steuerpflichtig waren alle männlichen, erwerbsföhigen Per- 
sonen; befreit waren Arme und dergl. 

Ein Reglement über die Beschreibung (Feststellung) der Steuer- 
pflichtigen, vom 12. März 1841, welches den auf die Besteuerung sich beziehenden 
§ 60 der serbischen Verfassung erklärte, bestimmt, daß die Geistlichen völlig 
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steuerfrei sein sollten (Art. 4), und gewährt den Beamten (die später kraft 
des Gesetzes vom 21. März 1852 ganz apart besteuert wurden), ebenso ,, Vätern 
von mehreren steuerpflichtigen Söhnen" („Zadruga*) und Personen, die sich um 
den Staat verdient gemacht, weitgehende Steuerermäßigungen (Art. 5, 
9 — 11, 16). Weitere detaillierte Bestimmungen darüber, auf die es uns hier nicht 
ankommt, wurden später im Jahre 1850 (18. März) erlassen. 

1839 führte man eine neue Steuer ein für „besitzlose, 
bei anderen im Dienste stehenden Junggesellen" 
(Diener, Angestellte, Geschäftsgehilfen etc.), die unter dem Namen 
,, Junggesellen- Abgabe" bekannt ist. (Gesetz vom 20.Dezember 
1839.) Diese war eine vierklassige Einkommensteuer, 
deren Klassen sich nach derHöhe des Gehaltes der steuerpflich- 
tigen Junggesellen richteten. 
So kamen (Art. 4 — 8) in die 
I. Kl. Junggesellen mit 750 „Carschia-Groschen^ jährlichen Gehaltes, und 

zahlten 9 ^Zwanzik* Steuer*), 
n. „ mit 500 — 750 „Carschia^Groschen" jährlichen Gehaltes, und zahlten 

6 „Zwanzik" Steuer, 
ni. „ mit 250 — 500 „Carschia-Groschen" jährlichen Gehaltes, und zahlten 

4 '„Zwanzik" Steuer, 
IV. j, mit dem jährlichen Gehalt bis zu 250 „Carschia-Groschen" und 

zahlten 2 „Zwanzik^ Steuer. 

Das Verzeichnis der steuerpflichtigen Junggesellen zu 
führen und diese in die Klassen einzuteilen, war die Aufgabe 
der betreffenden Gemeinden. Steuerfrei waren nur Ausländer 
(Art. 18). 

Wie oben erwähnt, waren die Zigeuner nicht der all- 
gemeinen „Bürgerlichen Abgabe" unterworfen, sondern sie 
waren, wie unter den Türken, appart mit sogenanntem 
„Zigeuner-Hara6" besteuert. 

Der „Zigeuner - Harac" war als eine allgemeine Kopf- 
steuer eingerichtet, welche für erwachsene Zigeuner 24, für 
diese im jugendlichen Alter (vom 14. Jahre bis zur Hochzeit) 
12 und endlich für Kinder 8 „Steuergroschen" betrug*). Er 
bestand noch bis zum Jahre 1853 (13. Juli); seit dieser Zeit 



*) Ein „Carschia-Groschen" = 20 Cent, und ein „Zwanzik« = 80 Cent. 

^) Ein „Steuergroschen" = ca. 40 Cent. In dem gewöhnlichen wirtschaft- 
lichen Verkehr galt damals in Serbien als Geldeinheit ein sogenannter „Carschia- 
Groschen" (=20 Cent). In Steuerzahlungen aber nahm man einen „Carschia- 
Groschen" nur in der Hälfte seines Nominalwertes (also für 10 Cent) an. In- 
folgedessen ließ man gelten zwei „Carächia- Groschen" (= 40 Cent) als einen 
„ Steaergroschen " . 

j. 2 
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wurde er nur noch von „Zigeuner- Vagabunden" erhoben. Die 
„besitzenden'* Zigeuner unterwarf man der allgemeinen „Bürger- 
lichen Abgabe" und die „Zigeuner-Junggesellen" der „Jung- 
gesellen-Abgabe". Was von dem „Zigeuner-Harac" noch blieb, 
erfuhr später (17. November 1855) bedeutende Ermäßigungen. 

Außer diesen Formen der direkten Besteuerung hatte das damalige Serbien 
von indirekten Steuern; Zölle und „Accisen" (auf Getränke. Fleisch etc.). 
Andere Einnahmequellen waren noch: Gebühren, Regalien und Staatsbesitz 
(Domänen, „verleihbares" Kapital etc.). 

Einen namhaften Fortschritt auf dem Gebiete der 
serbischen direkten Besteuerung, besonders in legislativer 
und steuerpolitischer Beziehung, bedeutet das Steuergesetz 
vom 17. August 1861. Mit ihm beginnt die „staatsbürger- 
liche" Periode der Besteuerung in Serbien. Dieses Q-esetz hob 
alle Steuerprivilegien und die ungleiche Besteuerung ver- 
schiedener Bürgerklassen auf und machte der Buntscheckig- 
keit in der Besteuerung ein Ende. Der leitende Gesichtspunkt 
des Gesetzgebers war dabei der folgende: Alle ' serbischen 
Untertanen, ohne Unterschied, der Steuer zu unter- 
werfen und diese in ein richtiges Verhältnis zu dem 
Vermögen der Steuerpflichtigen zu setzen. 

Diese 1861 eingeführte Steuer, „Vermögenssteuer" ge- 
nannt, sollte einen Ersatz aller früheren direkten Steuerformen 
bilden („Bürgerliche Abgabe", „Junggesellen-Abgabe") und so 
als „einzige" direkte Steuer Serbiens bestehen. 

Indessen unter dem Namen dieser Steuer verbarg sich noch 
eine reine „Einkommensteuer". Denn die „besitzlosen" 
Personen, die nur ein Einkommen ausschließlich aus der Arbeit 
bezogen, sowie diejenigen, die ein Einkommen aus „beweg- 
lichem" Besitz (Geld) und gewerblichen Unternehmungen be- 
zogen, wurden nach diesem Einkommen besteuert. Die 
„Immobilienbesitzenden" (grundbesitzenden) Personen da- 
gegen wurden nur nach dem (Verkaufs-) "Werte ihrer 
Grundstücke besteuert (§ 19 dieses „Vermögenssteuergesetzes"). 
Im ersteren Fall haben wir es, wie man sieht, mit einer reinen 
Einkommensteuer und nur im letzteren mit einer wirk- 
lichen Vermögenssteuer, und zwar einer „partiellen" Ver- 
mögenssteuer zu tun. Diese beiden (mit einem unrichtigen 
Namen bezeichneten) Steuern: die Vermögens- sowie die Ein- 
kommensteuer waren streng voneinander geschieden (keine 
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Doppelbesteuerung der „Besitzenden") und beide als Klassen- 
steuer (sechs Klassen und eine „besondere Kategorie") ein- 
gerichtet. Sie belasten ihre klassifizierten Steuerobjekte im 
Verhältnis der Zahlen 2, 4, 6, 9, 14 und 20, m. a. W. die sechs 
Klassen (bei beiden Steuerarten) verhalten sich wie 2, 4, 6, 9, 

14 und 20 (eine sehr starke Progression!). In welche Klasse 
ein Steuerpflichtiger zu stellen ist, hatten besondere, von Bürgern 
und Finanzbeamten zusammengesetzte Kommissionen auf 
Grundlage der Deklarationen der Besteuerten und ihrer 
Selbsteinschätzungen zu bestimmen. 

Die Klasseneinteilung ist die folgende: 

In die erste Klasse gehörten: 1. kleine „Immobilien-Besitzer**, die 
noch eine Nebenbeschäftigung zum Unterhalt haben müssen (in den Städten 
Personen mit einem Besitze im Werte von 200, auf dem Lande mit einem Be- 
sitze im Werte von 100 Dukaten). 2. Die kleinen Einkommenbezieher 
(deren Einkommen in den Städten 6, auf dem Lande 3 Taler monatlich beträgt^). 

In die zweite Klasse kamen: 1. diejenigen Besitzer und 2. die- 
jenigen Einkommenbezieher, die mit ihrem Einkommen gerade noch die 
„Existenzbedürfnisse befriedigen können**. (Solche Besitzer sind in 
den Städten die mit dem Besitze im Werte von 200 bis 300, auf dem Lande 
von 100 bis 150 Dukaten. Einkommenbezieher sind die mit dem monatlichen 
Einkommen in den Städten von 6 bis 12, auf dem Lande von 3 bis 6 Talern). 

In die dritte Klasse kämen: 1. die wohlhabenderen Besitzer und 
2. Einkommenbezieher, die mit ihrem Einkommen „schon bequemer" 
leben können. (Solche Besitzer sind in den Städten die mit dem Besitze im 
Werte von 300 bis 500, auf dem Lande von 150 bis 250 Dukaten. Solche Ein- 
kommenbezieher sind die mit dem monatlichen Einkommen in den Städten von 
12 bis 20, auf dem Lande von 6 bis 10 Talern.) 

In die vierte Klasse kamen: 1. die größeren Besitzer und 2. Ein- 
kommenbezieher, „die von ihrem Einkommen schon etwas erübrigen 
können". (Solche Besitzer sind in den Städten die mit dem Besitze im Werte 
von 500 bis 800, auf dem Lande von 250 bis 400 Dukaten. Solche Einkommen- 
bezieher siud die mit dem monatlichen Einkommen in den Städten von 20 bis 
30, auf dem Lande von 10 bis 15 Talern.) 

In die fünfte Klasse kamen: 1. „noch größere Besitzer" und 
2. „noch größere Einkommen". (Solche Besitzer sind in den Städten die 
mit einem Besitze im Werte von 800 bis 1200, auf dem Lande von 400 bis 600 
Dukaten. Solche Einkommen sind die in den Städten 30 bis 50, auf dem Lande 

15 bis 25 Taler monatlich betragenden.) 

In die sechste Klasse endlich kamen: 1. „ganz große Besitzer" und 
2. „ganz große Einkommen". (Solche Besitzer sind in der Stadt die mit 

*) Ein Taler = ca. 5 Francs. Unter „Besitzer" soll in dieser Klassen- 
einteilung immer nur ein Besitzer von Immobilien, und unter dem „Einkommen- 
bezieher" alle anderen Personen, die ihr Einkommen aus anderen Quellen (Arbeit, 
Gewerbe, Kapital etc.) beziehen, verstanden werden. 
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einem Besitze im Werte yon 1200 bis 2000, auf dem Lande von 600 bis 1000 
Dukaten. Solche Einkommen sind die in den Städten monatlich 50 bis 100, auf 
dem Lande 25 bis 50 Taler betragenden). 

Endlich in die „besondere Kategorie^ kamen größere als oben an- 
gefahrte Besitze und Einkommen. Bei diesen wird jeder Mehrbetrag, welcher 
die Höhe des in der sechsten Klasse angegebenen Besitzes, resp. Einkommen& 
überschreitet, mit 10 % besteuert. 

Von diesem allgemeinen Modus der Besteuerung machten 
nur die Zigeunervagabunden eine Ausnahme, indem sie noch 
immer, wie früher, der kopfsteuerartigen „ Zigeunerabgabe "^ 
unterstellt waren (Gesetz vom 17. November 1855). 

Die „Vermögenssteuer" vom Jahre 1861 bheb wegen der 
mit ihr verbundenen, zu großen technischen Schwierig- 
keiten (abgesehen von anderen, besonders politischen Gründen^ 
die ihre Aufhebung mit veranlaßt hatten) nur drei Jahre in 
Kraft, und an ihre Stelle kam dann, am 1. November 1864, 
eine ganz neue direkte Steuer, an welche sich die „Jung- 
gesellenabgabe" als „Reprise" anschloß. Mit dieser neuen 
direkten Steuer hat die serbische Steuergesetzgebung, von der 
verwaltungstechnischen Seite der Steuer (starke Vereinfachung) 
abgesehen, eher einen Eückschritt als Fortschritt gemacht. 
Denn, wie wir weiter unten sehen werden: es wäre ein viel 
natürlicherer Gang gewesen, wenn diese, d. h. eine so ein- 
gerichtete Steuer, wie die von 1864, der bisher besprochenen 
Steuer von 1861 vorangegangen wäre. In diesem Falle hätte 
man von einer successiven, natürlichen Entwicklung der 
serbischen direkten Besteuerungssysteme, auf der ursprüng- 
lichen Basis von 1835, sprechen können. Für alle diese, so 
auffallende, durchgreifende Veränderungen der ganzen 
Steuersysteme, die in Serbien Platz griffen, ist indessen am 
meisten den ungeheuren politischen Umwälzungen, die 
sich in Serbien im 19. Jahrhundert zutrugen, die Schuld bei- 
zumessen. 

Was die Steuer von 1864 selbst betrifft, so wurde sie auch 
nach dem Prinzip der Kontingentierung veranlagt. Das 
Kontingent jeder Gemeinde, die Hauptsteuereinheiten 
waren, betrug die Summe, welche sich aus der Multiplikation 
der Zahl der Steuerpflichtigen der betreffenden Gemeinde mit 
dem pro Kopf berechneten Steuerfuß (6 Taler) ergab. „Diese 
Steuer, in der Höhe von 6 Talern, zerfällt in die Kopf- 
steuer und Vermögenssteuer" (Art. 3 des Gesetzes). Die 
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erste ist von jedem Steuerpflichtigen in derselben Höhe (3 Taler), 
ohne Rücksicht auf seine wirtschaftliche Lage, zu zahlen, und 
die letzte nur von „Besitzenden", die wieder auf Grund ihrer 
Deklarationen in mehrere, für Stadt und Dorf unterschiedene 
und vom Finanzminister näher bestimmte Klassen eingeteilt 
sind. Dabei ist auch ein jährliches Steuermaximum für einen 
Steuerpflichtigen in den Städten auf 30 (für Belgrad ausnahms- 
weise auf 60) und für Dörfer auf 15 Taler normiert (Art. 4). 
Auf die anderen Einzelheiten kann hier, wegen des mangelnden 
Raumes, nicht eingegangen werden. 

In dieser Zeit, bis zur Einführung des gegenwärtigen Steuersystems (1884), 
entwickelten sich in Serbien, neben den hier besprochenen direkten Steuern, 
auch schon weitgehende indirekte Steuern (Zölle, Verbrauchssteuer auf 
Nahrungsmittel, Getränke etc., sowie Regalien resp. Monopole auf Tabak, Salz 
und Pulver), endlich auch Gebühren und Verkehrs steuern. 

Nachdem ich hier, in diesem steuergeschichtlichen 
Überblick, die Entwicklung der serbischen direkten Be- 
steuerung bis zur Einführung des gegenwärtig geltenden 
Systems (von 1884) in großen Zügen vorgeführt habe, wird in 
den folgenden Kapiteln eine Darstellung und Kritik dieses 
Systems selbst versucht werden. 



IL Das gegenwärtige 
System der direkten Steuern. 

(Von 1884.) 



Kurz vor der Einführung des heutigen Systems der direkten 
Steuern hatte Serbien schwere politische Zeiten durchgemacht. 
Diese wie die damaligen sozialen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse waren die Ursachen der 1884 vorgenommenen Steuer- 
reform. 

Nach der vollen staatlichen Unabhängigkeit strebend, 
hatte das junge Serbien 1876 und 1878 gegen die Türkei 
schwere Kriege geführt, welche ihm schließlich auf dem 
Berliner Kongreß 1878 eine territoriale Vergrößerung, 
sowie Souveränität brachten, aber auch große materielle 
Opfer zur Folge hatten. Das alte Steuersystem war indes auf 
einer zu schwachen und engen Grundlage aufgebaut, um alle 
die Ansprüche befriedigen zu können, die nach diesen Ereignissen 
daran gemacht wurden. 

Inzwischen waren auch die staatlichen Aufgaben auf dem 
Eechts- und Kulturgebiet von Jahr zu Jahr gewachsen. 
Diese wachsenden Aufgaben verlangten natürlich ebenso größere 
Mittel und neue Geldquellen. 

Der Handel hatte nach dem Abschluß von Handels- 
verträgen mit dem Auslande und nach dem Ausbau der 
Eisenbahnen großen Aufschwung genommen. Die Ver- 
mögens- und Einkommenunterschiede waren infolgedessen 
größer geworden, die Bevölkerung, in den Städten besonders, 
reicher in Berufs klassen diflferenziert. All das verlangte 
dringend ein entwickelteres, den komplizierter gewordenen 
Verhältnissen angepaßtes Steuersystem. 
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Die soziale Struktur des Landes blieb indessen, trotz 
der bedeutend größer gewordenen Zahl der liberalen Berufs- 
arten, in der Grundform dieselbe: der kleine und der mittlere 
Bauernstand überwiegt noch immer. Er hat deshalb die 
Majorität in der Volksvertretung, er entscheidet über das Los 
aller Gesetzesvorlagen, welche die Eegierung, die sich aus einer 
kleinen Zahl der serbischen Intelligenz zusammensetzt, 
an die Volksvertretung bringt. Daher die starken, oft un- 
berechtigten, Begünstigungen des Bauernstandes, bei der Ver- 
teilung der öffentlichen Lasten, in der serbischen Steuergesetz- 
gebung. 

Diese sozialen, politischen und volkswirtschaftlichen 
Verhältnisse spiegeln sich deuthch in dem neuen System der 
direkten Steuern. Die zwei letztgenannten Verhältnisse: die poli- 
tischen resp. finanziellen und volkswirtschaftlichen waren 
aber die ausschlaggebenden Ursachen der Reform auf dem 
Gebiete der direkten wie indirekten Besteuerung. 

Die neuen direkten Steuern (von 1884) werden im folgenden, der Aufgabe 
dieser Arbeit gemäß, am eingehendsten behandelt. Im Kapitel 1 werden sie 
zunächst im allgemeinen besprochen und alsdann im Kapitel 2 im einzelnen 
dargestellt und einer Kritik unterworfen werden. 



1. Die serbischen direkten Steuern im allgemeinen. 

Gesetzgebung. Durch das Gesetz der direkten Steuern vom 
14. Janaar 1884 wurde in Serbien das „Ertragssteuersystem'', nach dem 
Muster des französischen und dem der süddeutschen Staaten, eingeführt. Dies 
Gesetz blieb, wenn es auch fast vollständig durch zahlreiche Novellen und Ab- 
änderungen umgestaltet worden ist, doch bis in die Gegenwart bestehen. Die 
wichtigsten Novellen und Abänderungen werden wir weiter unten, bei den 
einzelnen Steuern, besprechen. 



Die jetzigen serbischen direkten Steuern bilden, mit kleinen 
Ausnahmen, technisch, finanz- und verwaltungsrechtlich eine 
eigene Kategorie eng zusammenhängender Steuern, für welche 
— außer zahlreichen Spezialgesetzen — auch viele gemeinsame 
Rechtsnormen Geltung haben. Die Verwaltung erlangt das 
Recht zur Veranlagung und Erhebung der Steuern erst durch 
das jährliche Finanzgesetz^). 

^) Bis vor kurzem wurde das Staatsbudget (der Voranschlag) nebst den 
Schlußrechnungen des Etats über die Ausgabe des verflossenen Budgetjahres zur 
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Die direkten Staatssteuem dienen auch als Grundlage für 
die Besteuerung der Selbstverwaltungskörper, bei denen 
diese Besteuerung fast ausschließlich in der Form von Z Ti- 
schlägen erfolgt. 

An die sonst üblichen Ertragssteuern: Grund-, Gebäude-, 
Gewerbe-, Kapitalrenten-, und Arbeitssteuer, neben 
welchen auch eine ganz eigenartige, teilweise direkte und teil- 
weise indirekte Steuer, nämlich die „Obrtsteuer" („Umsatz- 
steuer") zu stellen ist, reihen sich noch Subjektsteuern, wie: 
Personal-, Wehrsteuer und Staatszuschläge, an. Alle 
diese Steuern haben den Charakter der Quotitätssteuern. 

Die direkten Steuern, ebenso wie die Verkehrs- und Erb- 
schafts- und die indirekten Verbrauchssteuern (außer Monopolen 
und Zöllen) sind einer der großen General-Direktionen des 
serbischen Finanzministeriums : der „General-Steuer-Di- 
rektion" zu Belgrad unterstellt. Diese bildet die Zentral- 
verwaltung für alle Steuerangelegenheiten. Im ganzen Lande 
sind in allen Stadt- und Dorfgemeinden „Lokalsteuer- 
kommissionen" eingesetzt, die hauptsächlich als lokale 
Steuereinschätzungsorgane zu fungieren haben. 

Diese Lokalsteuerkommissionen setzen sich überall aus einer verschiedenen. 
Zahl von Personen zusammen (in Belgrad aus 15, in Kreisstädten aus 10 und in 
kleinen Städten und Dorfgemeinden nur aus 5). Zwei Fünftel der Mitglieder 
werden vom Finanzminister und drei Fünftel vom Gemeindeausschuß ernannt. 
Als Mitglieder dieser Steuerkommission können nur solche Personen fungieren, 
die alle bürgerlichen Rechte genießen und mindestens 30 Francs an direkten 
Steuern jährlich zahlen. Sie werden auf drei Jahre ernannt und womöglich aus 
allen Haupterwerbsklassen gewählt; sie üben ihre Funktion ehrenamtlich, ohne 
Besoldung, aus und müssen dieses Ehrenamt unbedingt annehmen. 

Das Einschätzungsverfahren („Die Einsteuerung") ist 
in Serbien bei allen direkten Steuern ziemlich gleichmäßig; es 
kommen nur bei einzelnen Steuern bemerkenswerte Ab- 
weichungen vor, die aber weiter unten, bei jeder solchen Steuer, 
besonders erklärt werden sollen. Es besteht prinzipiell der 
Grundsatz der Deklarationspflicht; die Steuerpflichtigen 
senden alle vier Jahre ihre Deklarationen (über Vermögens- 
bestand, Erträgnisse etc.) den Lokal-Steuer-Kommissionen 
ein. Diese haben dieselben zu prüfen und ihr eigenes Gut- 

Bewilligung und Billigung zunächst der „Skupstina" (Volksvertretung) und dann 
dem Senat vorgelegt. Seit der Beseitigung des letzteren bewilligt die „Skupstina" 
das Budget (Voranschlag und Vollzug der Ausgaben) allein. 
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achten und ihre Bemerkungen daran zu knüpfen. Im Falle 
der Unterlassung der Deklarationen bis zu dem gesetzlich fest- 
gesetzten Termin, und im Falle die Richtigkeit der Deklaration 
in Zweifel gezogen wird, greift die Kommission selbsttätig ein 
und nimmt die Einschätzung der betreffenden Steuerobjekte 
selber vor. In diesem Falle aber verliert der betreffende Steuer- 
pflichtige das Recht der Reklamation gegen eine eventuell zu 
hohe Besteuerung. Nach der gesetzlichen Abänderung vom 
15. Januar 1901 erhielten die Steuerkommissionen mehr den 
„Charakter der gutachtenden Organe" (Ninöitsch), da die staat- 
lichen Steuerämter nötigenfalls zu jeder Zeit selbständige, nach- 
trägliche Einschätzungen und Untersuchungen anordnen können. 
Deshalb haben auch die Einschätzungen der Steuerkommissionen 
durchaus nicht endgültige Entscheidungskraft. Nach Erledigung 
ihrer Wirksamkeit haben die Steuerkommissionen die von ihnen 
angefertigten Einschätzungsverzeichnisse den staatlichen 
Steuer ämtern zu übergeben, die in allen Kreisstädten und 
allen Bezirken zum Zwecke der Veranlagung und der Er- 
hebung der direkten Steuern eingesetzt sind. 

Um eine möglichst richtige Veranlagung der direkten 
Steuern erzielen zu können, und als Kontrolle für die Deklara- 
tionen, nehmen die Steuerbeamten, mit HUfe der Gemeinden, 
in allen Städten, kurz vor der Deklarationsabgabe die Kata- 
strierung (Feststellung) aller Immobilien, geschäftlichen Unter- 
nehmungen, Geldinstitute etc. vor. Ebenso haben sie möglichst 
genaue Angaben über die steuerpflichtigen Personen, resp. über 
ihre ökonomische Lage zu machen (s. unten die Beschreibung 
bei der Grundsteuer!). 

Auf Grund dieser beiden Modi: Deklaration und Kata- 
strierung erfolgt dann die eigentliche Veranlagung der Steuer 
und zwar immer auf drei Jahre. Über diese also veranlagten 
Steuern senden die Steuerämter die Steuerrollen an die be- 
trefienden Gemeindebehörden, resp. ihre Gerichte, wo sie 
fünfzehn Tage lang zur öffentlichen Einsichtnahme aus- 
Hegen. 

Alsdann erfolgt die Erhebung. Seit der Begründung des 
gegenwärtigen Steuersystems (1884) wurden die direkten Steuern 
von den verschiedenen Verwaltungsorganen erhoben. So erhoben 
sie in der Zeit vom Jahre 1884 bis 1897 die Gemeinden und 
überlieferten die eingezogenen Steuersummen an die betreffenden 
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„Bezirks-Polizei-Depositäre". Seit 1897 erhebt dagegen der 
Staat alle Steuern selbst durch seine Steuerämter und 
Steuerbeamten, mit Hilfe der Gemeinden (Abänderung 
vom 16. Dezember 1896). Zu diesem Zweck bereisen die Steuer- 
beamten zu bestimmter Zeit die ihnen zugewiesenen Gemeinden, 
die ohne ständiges Steueramt sind, und ordnen durch das 
Gemeindegericht an, daß die steuerpflichtigen Personen ihnen 
die fälligen Steuern zur Kasse bringen. Nur die Erhebung 
der „Obrtsteuer" zeigt einzelne Abweichungen von diesem 
allgemeinen Verfahren, die bei der Darlegung dieser Steuer 
unten besprochen werden werden. 

Die direkten Steuern werden in verschiedenen Baten, 
je nach der Steuerart und nach dem Charakter, erhoben: die 
Grundsteuer in halbjährlichen, die Lohn- und Besoldungs- 
steuer in monatlichen und alle anderen Steuern in drei- 
monatlichen Raten. Die Vorauszahlung ist zwar gestattet, 
aber ohne Anspruch auf Zinsabzug für die früher erlegte Steuer. 
Als Quittung, daß die Steuer von dem Steuerpflichtigen ent- 
richtet worden ist, dient das Steuerbuch, in welches die 
steuererhebende Behörde einträgt: wann, zu welchem Betrage 
und für welche Zeit die Steuer bezahlt ist. 

Falls die Steuern bis zum Ablauf der gesetzKchen Frist 
nicht entrichtet sind, tritt sofort die Zwangsvollstreckung 
ein. Die Steuerfrist kann nur in besonders gerechtfertigten 
Fällen vom Finanzminister ausnahmsweise verlängert werden. 
In seinen Forderungen (für Steuern) behält sich der Staat das 
Prioritätsrecht vor. Für die rückständigen Steuern sind neben 
der schuldigen Quote noch 6°/o Zinsen pro Jahr nachzuzahlen. 
Was die ausführlichen Vorschriften über das Zwangsverfahren 
selbst betrifft, so werden dieselben im Verordnungswege vom 
Finanzminister erlassen. Das Verfahren selbst ist, mit dem 
anderer Länder verglichen, als sehr scharf und streng zu be- 
zeichnen. 

Die Beschlagnahme erstreckt sich nicht nur auf das Mobiliar- 
vermögen, sondern, falls dieses nicht ausreicht, den Betrag zu decken, auch 
auf den Immobiliarbesitz und tritt ohne richterliche Entscheidung ein. Wenn 
der Steuerpflichtige kein Vermögen besitzt, aber arbeitsfähig ist, -wird er seitens 
der Steuer- und Gemeindebehörden zu Arbeitsleistungen gezwungen, und sein so 
verdienter Lohn für die schuldige Steuer mit Beschlag belegt. Auf dem platten 
Lande dagegen sind die Bauern bedeutend besser daran. So darf ihr Wohnhaus 
und 2000 qm Grund und Boden für keine Steuerforderung in Beschlag genommen 
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werden (die Novelle und Abäuderong vom 29. September 1899) — eine Art 
Heimstättenrecht. — Die Zahl der jährlichen Steuerexekutionen wächst in Serbien 
von Jahr zu Jahr in starkem Verhältnis. So ist, nach den von Militsch- 
Radowanovitsch als zuverlässig angenommenen Daten, seit 1891 bis 1895 die 
Zahl der Steuerexekutionen von 18233 in fünf Jahren (1895 bis 1901) auf 57103 
gestiegen! Also hat sich die Zahl der £xekutionen in diesem so kurzen Zeit- 
raum verdreifacht! 

Die Verhältnisse in Bezug auf das Eeklamationswesen 
bei den direkten Steuern liegen in Serbien ähnlich, wie die 
betreflfenden Verhältnisse in anderen Ländern. Die Steuer- 
pflichtigen können reklamieren entweder gegen die Veranla- 
gung oder gegen die Erhebung der Steuern. In beiden 
Fällen ist ausschließlich die Verwaltungsjustiz kompetent. 

Die Reklamationen betreffs der Steuerveranlagung ebenso wie betreffs aller 
anderen Steuerangelegenheiten müssen zunächst an die Steuerbehörden in 
einer Frist von fünfzehn Tagen nach Publikation der Steuerrollen, resp. nach 
der schon einmal erhaltenen Entscheidung eingereicht werden. Die Steuer- 
behörden haben dann die erhaltenen Reklamationen an die General-Steuer- 
verwaltung zur Entscheidung zu übermitteln. Gegen die Entscheidungen der 
General -Steuerdirektion resp. des Finanzministers sind Reklamanten berechtigt, 
sich noch an den Staatsrat, als letzte Instanz, zu wenden. Derselbe hat aber 
nur darauf zu achten, ob die Entscheidungen der General-Steucrdirektion, resp. 
des Finanzministers auf gesetzlicher Grundlage beruhen. 

Was die Veranlagungs- und Erhebungskosten der 
direkten Steuern anbetrifft, so lassen sich diese nur ungefähr 
und annähernd bestimmen, da ja sowohl die General? Steuer- 
direktion, wie die anderen Steuerbehörden gleichzeitig für die 
indirekten Steuern und noch andere Staatseinkünfte in Funktion 
treten, und in Serbien genauere statistische Zahlen bis jetzt 
noch fehlen. Etwas besser gelingt es schon, die Erhebungs- 
kosten in weiterem Sinne, d. h. die Verwaltungskosten festzu- 
stellen, obwohl dieselben in Serbien unter den genannten 
Schwierigkeiten noch immer keine Sicherheit bieten, aber doch 
immerhin eine annähernde Richtigkeit beanspruchen dürfen. 
Sie bewegen sich zwischen 27» bis 3®/o und bei indirekten 
Steuern belaufen sie sich auf 4 "/o vom Ertrage der betreffenden 
Steuern. 

Für absichtlich falsche Vermögensangaben und Renitenz der 
Steuerpflichtigen gegenüber den Steuerbehörden, sowie für 
pflichtwidrige Handlungen der Steuerbeamten werden die 
Strafen, dem Gesetze gemäß, entweder von der Steuerbehörde 
oder vom Finanzminister selbst dekretiert. Die Denunzianten 
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erhalten auf Wunsch ein Drittel der eingezogenen Strafe für 
ihre Bemühungen. Die Strafen sind regelmäßig in Geld zu 
entrichten. Falls aber der in Strafe Genommene die Strafe in 
Geld nicht bezahlen kann, sind ihm für jede fünf Francs je ein 
Tag Haft aufzuerlegen. Diese Haftstrafe kann aber höchstens 
fünf Monate betragen. 

Die Verjährung aller veranlagten Steuer, sowie aller 
Steuerstrafen tritt erst nach fünf Jahren ein. Dagegen ver- 
jähren alle anderen Geldstrafen, die den Charakter der Ordnungs- 
strafen haben, schon nach drei Monaten. 

Am Ende eines jeden Steuerjahres sind die Steuerbehörden 
verpflichtet, die Rechnungen aller eingebrachten Steuern, inkl. 
Steuerzuschlägen, nebst den Steuerbüchern an den obersten 
Eechnungshof zu Belgrad zur Kontrolle und Nach- 
prüfung einzusenden. 

Dies waren die allgemeinen Punkte betreffs der Verwaltungs- 
Organisation und Steuer-Administration der direkten Steuern. 
Einzelne spezielle Eigentümlichkeiten der einzelnen Steuern 
werden bei der Darstellung derselben in Betracht gezogen 
werden. 



2. Die einzelnen direkten Steuern. 

Die einzelnen direkten Steuern werden womögKch in Übereinstimmung mit 
dem System der allgemeinen Steuerlehre und in der im Wagn ersehen Werke 
angenommenen systematischen Ordnung behandelt. Manche Abweichungen sind 
freilich unvermeidlich geworden. 

A. Ertragssteuern. 
1. Die Grandsteaer. 

Gesetzgebung. — Die jetzige Grundsteuer wurde eingeführt durch das 
allgemeine Hauptgesetz, betreffend die direkten Steuern, vom 14. Januar 1884. 
Dies Gesetz hat man in späteren Jahren mehrfach durch zahlreiche Novellen 
und Abänderungen (22. April 1885, 31. Oktober 1886, 20. Dezember 1889, 30. März 
1891, 11. Juli 1897, 29. September 1899, 15. Januar 1901) „zu verbessern" ge- 
sucht, aber alle diese Novellen und Emendationen hatten für die Grundsteuer 
im wesentlichen keine bedeutende Änderung geschaffen. Nur das Nachtrags- 
gesetz vom 20. Dezember 1889 sollte für die Grundsteuer von größerer Bedeutung 
sein, indem es ein ganzes Katasterwerk anordnete, welches aber, aus unten 
zu erwähnenden Gründen, nur auf dem Papier blieb. Von größerer praktischer 
Wichtigkeit war indessen eine spätere gesetzliche Abänderung, welche die 
städtische Grundsteuer nach dem Bodenwert zu veranlagen bestimmt. 
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a) Charakter. Die serbische Grundsteuer als besondere 
direkte Steuer, roh, ohne Kataster, nach dem Prinzip der 
Quotitätssteuer veranlagt, ist noch immer, ungeachtet einiger 
Verbesserungen, von den ältesten Grundsteuerformen nicht viel 
abgewichen. Sie triflft den gesamten Grund und Boden, aus- 
schließlich des städtischen, welcher mit Häusern bebaut und als 
„Hausflur*^ (bis zu 500 qm) benutzt wird. Die Grundsteuer ist 
eine Klassensteuer und belastet den nach der Bonität un- 
gefähr und roh klassifizierten Boden nur nach seiner Größe. 
Nur der Boden erster Erlasse, zu welchem aller städtische Grund 
und Boden gerechnet wird, wird ausnahmsweise nach dem 
(Verkehrs-) Wert besteuert. In diesem Falle erhält die Steuer 
den Charakter einer partiellen Vermögenssteuer. Beim 
Boden aller übrigen Klassen hat der Gesetzgeber zunächst, 
wegen der großen Schwierigkeiten, den Wert und Ertrag eines 
jeden einzelnen Stück Landes individuell zu ermitteln, die 
hypothetische Gleichheit allen Bodens einer und derselben 
Klasse in BetreflF der Erträge supponiert und dann, unter 
Vernachlässigung selbst der Ertragsermittelung der Boden- 
klassen, die weitere Supposition gemacht: daß eine gewisse 
Flächeneinheit (1 ha) des zu einer und derselben Klasse ge- 
hörenden Bodens den „genügenden" Ertrag abwirft, um die 
entsprechende Steuer zahlen zu können. Demnach ist hier die 
Grundsteuer weder (nominelle) Wertsteuer, noch eigentliche 
Ertragssteuer, obwohl sie schließlich doch aus dem Ertrage 
bezahlt wird. 

b) Die Einrichtung der Grundsteuer im einzelnen. 
Behufs Feststellung der steuerpflichtigen Böden und seiner 
Eigentümer wird, im Mangel des Katasters, alle vier Jahre 
die Beschreibung durch besondere Beschreibungskom- 
missionen vorgenommen (das Gesetz über Volks- und Ver- 
mögensbeschreibung vom 14. Juni 1884)^). 

Jede Beschreibungskommission besteht aus einem Vorsitzenden und sechs 
Mitgliedern, von welchen drei, sowie der Vorsitzende vom Finanzminister und 
die andern drei vom betreffenden Gemeindegericht ernannt werden. 



^) Das Kataster war in Serbien wohl, wie schon oben erwähnt, durch die 
gesetzliche Novelle vom 20. Dezember 1889 angeordnet, aber diese ist kurz 
nachher wegen der Schwierigkeiten ihrer praktischen Durchführung (Mangel an 
geeigneten, fachgebildeten Landmessern und nötigen Kapitalien) wieder zurück- 
gezogen. 
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Die Beschreibung geschieht folgendermaßen: 
Der Bodenbesitzer deklariert seinen steuerpflichtigen, von 
ihm selbst abgemessenen Grund und Boden an die betreflfende 
Beschreibungskommission. Diese hat zunächst diesen Boden, 
gemäß den vom Gesetze vorgeschriebenen Merkmalen, in eine 
gewisse Bonitätsklasse einzureihen und dann die Klassennxunmer, 
sowie die Kulturart, Lage, deklarierte Größe des Bodens, sovsde 
die steuerpflichtige Person in die sogenannten „Immobilien- 
Beschreibungsbücher (B)*^ einzutragen. Somit dienen diese 
Beschreibungsbücher als die gesetzliche Hauptgrundlage für die 
Veranlagung der Grundsteuer. 

Die von dem Grundeigentumer deklarierte, in den Beschreibungsbüchem 
«ingetragene Bodenfläche entspricht aber des öfteren keineswegs dem faktischen 
Znstande. Die Bodengröße -Deklarationen der Steuerpflichtigen, die in Serbien 
fast ausschließlich . einfache Bauern sind, werden meistens entweder absichtlich 
von „aufgeklärten^ Bauern oder häufiger noch unabsichtlich unrichtig angegeben, 
da viele Deklaranten überhaupt nicht einmal wissen, was und wieviel sie besitzen, 
geschweige denn die richtige Bodengröße, besonders der unregelmäßigen Grund- 
stücke zu bemessen und auszurechnen verstehen. Die Beschreibungskommissionen, 
die gewöhnlich aus sachunverständigen Leuten (pensionierten Beamten aller Gat- 
tungen!) zusammengesetzt sind, begnügen sich indessen mit solchen Deklarationen, 
ohne an Ort und Stelle der Messung persönlich beigewohnt und sie kontrolliert 
zu haben. Etwaige nachträgliche Messungen von Fachmännern werden in der 
Regel erst dann vorgenommen, wenn der unverständige Bauer selber zur Einsicht 
der Unrichtigkeit gelangt und das Finanzministerium seinerseits um eine neue 
Vermessung ersucht. 

Die Einschätzung, bezw. die Klassierung der Grundstücke 
besorgt die Kommission nach ihrem eigenen Ermessen und Gut- 
achten, gemäß der gesetzlichen Klasseneinteilung. Nach dem Ge- 
setze ist der gesamte steuerpflichtige Grund und Boden in fünf 
Bonitätsklassen eingeteilt und folgendermaßen charakterisiert: 

Die erste Klasse umfaßt allen städtischen und Garten- 
boden. 

Die zweite Klasse den besten ländlichen, d. h. den, 
welcher mit Mais, "Winterfrucht oder Wein bestellt wird oder 
mit Erfolg bestellt werden kann. 

In die dritte Klasse kommt etwas schlechterer, ge- 
birgiger (ländlicher) Boden, welcher jedoch mit Mais, Sommer- 
frucht bestellt werden kann. 

In die vierte Klasse kommt noch schlechterer, länd- 
licher Boden, auf welchem ausschließlich Halmengetreide, 
ausnahmsweise auch zuweilen Weizen gedeiht. 
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Und endlich, der fünften Klasse gehört aller übrige 
Grund und Boden zu. 

Dieselbe Klasseneinteilung gilt ebenso auch für den 
Waldboden (Forsten), Weideland und dgl. mehr (!), selbst- 
verständlich die erste, den städtischen Boden umfassende Klasse 
ausgenommen. 

Der Boden ein und derselben Klasse zahlt die Steuer, wie 
oben gesagt, nach der Größe, sodaß sich die Steuerschuldigkeit 
eines jeden Steuerpflichtigen aus der Multiplikation des ent- 
sprechenden Steuersatzes der betreffenden Bodenklasse mit der 
Zahl der Größeneinheiten des Bodens (ha) ergibt. 

Die Steuersätze sind nach der Kulturart und dann wieder 
nach den Bonitätsklassen des Bodens verschieden gestaltet. So 
ist der Steuersatz bei der ersten, den städtischen und Garten- 
boden umfassenden Klasse ein proportionaler und beträgt 
0,5% vom Verkehrswert des Bodens. Bei allen übrigen vier 
Klassen ist er fest normiert und beträgt pro 1 ha bei der 

II. Kl. 4 Frs. V. Ackerb.; 3,00 Frs. v. Waldb.; 2,00 Frs. v. Hutweide. 
ni. „ 3 „ „ „ 2,00 „ „ „ 1,50 „ „ 

I^- n ^ T) V n IjOO „ „ „ 1,00 „ „ „ 

V. „ 1 „ , „ 0,60 „ „ „ 0,50 „ „ 

Die Feststellung des Bodenwertes bei der ersten Klasse (städtischer 
Grund- und Gartenboden) ist die Aufgabe der betreffenden Gemeindeaus- 
schüsse. Als Grundlage hierfür soll der lokale durchschnittliche Kauf- 
preis pro 1 qm genommen und der Wert nicht für jeden einzelnen Boden, 
sondern für eine ganze Straße, resp. Gegend ermittelt werden. 

Die Erhebung der Grundsteuer erfolgt, wie oben gesagt, 
zweimal jährlich: im August und November. Zahlungs- 
pflichtig für die Grundsteuer ist ausschließlich der Grund- 
eigentümer oder der von ihm gesetzlich bevollmächtigte Ver- 
walter. Die in mehreren Gemeinden zerstreut liegenden, ein 
und derselben Person gehörenden, Grundstücke haben die Steuer 
in derjenigen Gemeinde zu zahlen, wo sie ansässig sind. 

Den Besitzveränderungen hat man erst seit 1897 größere 
Aufmerksamkeit zugewendet. Es muß nämlich jede Besitz- 
änderung sofort in das Beschreibungsbuch („B") eingetragen 
werden (Verordnung vom 29. März 1897). 

Die weiteren Einzelheiten in Betreff des Eeklamations- 
wesens etc. sind bereits im allgemeinen Teil dieser Abhandlung 
besprochen worden. Es erübrigt nur noch die gesetzlichen 
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Befreiungen von der Grundsteuer zu besprechen. Diese sind 
teils bleibende, teils zeitweilige. 

Bleibend steuerfrei sind: Alle landwirtschaftlichen Domänen des Staates, 
das Grandeigentum der ausländischen Gesandtschaften und Konsulate, der Kirchen 
und Friedhöfe, femer Grundeigentum aller kulturellen und wohltätigen Anstalten, 
alle Wasser- und Landstraßen, aller unbrauchbarer Boden (Ödland), die bis 2 ha 
großen Privatgüter von Waisen und erwerbsunfähigen Personen. 

Zeitweilig frei sind: Junge Privat- und Gemeindeforsten (10 bezw. 20 
Jahre lang), junge Weinberge (10 bezw. 20 Jahre lang), das bis zu 4 ha große 
Eigentum der neu Eingewanderten (2 bezw. 3 Jahre lang) und endlich aller 
landwirtschaftliche, durch elementare Naturereignisse verwüstete Grund und Boden 
(für das betreffende Jahr). 

c) Zur Kritik der serbischen Grundsteuer. Die 
serbische Grundsteuer ist finanziell die wichtigste, aber 
zugleich, ohne Zweifel, eine der unvollkommensten und 
rohesten Steuern im ganzen System der direkten Steuern 
Serbiens. Der Hauptgrundsatz der serbischen Steuerpolitik, 
„jeden nach seinem Vermögen (Besitz)" zu belasten, ist gerade 
bei dieser Steuer noch entfernt nicht genügend durchgeführt 
worden. Und ebenso steht es, wenn auch in geringerem Maße, 
mit der Erfüllung der anderen obersten Prinzipien der Be- 
steuerung. 

Die oben besprochenen Hypothesen im Grundsteuergesetze 
bilden eine ausgiebige Quelle aller möglichen, unvermeidlichen 
Fehler, von welchen die Ungerechtigkeit dieser Steuer der 
schlimmste und augenfälligste ist. Gegen jene hypothetischen, 
zweifelhaften Annahmen, auf denen die ganze serbische Grund- 
steuer beruht, erheben sich die schwersten prinzipiellen Be- 
denken. Das erste ist, nach so unsicheren äußeren Merkmalen, 
wie sie der Anbau der Gewächse (Mais, Weizen etc.) bietet, und 
nach der Größe des Bodens, ohne genauere Ertrags- oder 
Wertermittelung, eine richtige Grundertragssteuer durchführen 
zu wollen! — Die vom Gesetze vorgeschriebene Bodenklassi- 
fikation ist eine recht unbestimmte, mechanische und 
dehnbare, weshalb sie einen großen Spielraum für die sub- 
jektive Willkür der Veranlagungs- resp. Beschreibungs- 
behörden bietet. Diese Willkür muß selbstverständlich die 
größten Ungleichmäßigkeiten in der Besteuerung zur Folge 
haben. So führt die Bodenklassifizierung nach den Gewächsen, 
ohne Rücksicht auf die wirkliche Ertragsfähigkeit 
des Bodens dahin, daß die mit demselben Gewächse bestellten, 
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und zu einer und derselben Klasse genOrentlen Grundstücke, 
die von ganz verschiedener Ertrag.sfäliigkeit sein können, 
gleich hoch d. h. durchaus ungleichmäßig besteuert werden. 
Und wie groß die Qualitätsunterschiede und damit auch Unter- 
schiede in der Ertragsfähigkeit zwischen einem in gebirgigem 
Xiande und einem in der Ebene liegenden Stück Land sein 
können, illustriert am besten der Vergleich der Bodenwerte 
solch verschiedener Ländereien. So kostet z. B. ein ha eines 
im „U^icer" (gebirgigen) Distrikte liegenden Bodens der besten 
JKlasse (II) ungefähr 200 Francs, ein ha des in „Maöwa", oder 
^ Stieg" (Ebene) liegenden Bodens derselben Klasse 1200 Francs! 

Diese starken Ungleichmäßigkeiten in der Bodenbesteuerung, 
<üe durch so rein äußerliche, an ganz unsichere Merkmale, 
wie die Gewächse, sich haltende Klassifiaderung entstehen, 
werden noch schreiender infolge der unrichtig vermessenen 
und falsch deklarierten Besitzgröße. 

Dazu tritt noch der Umstand, daß die serbische Grundsteuer 
außer der Fruchtbarkeit auch der Lage des Bodens keine 
[Beachtung schenkt, sondern sie belastet gleicherweise den von 
Absatzorten fem, als den nahe liegenden Boden; gleichviel auch 
-die unzugänglichsten, in abgelegenen Gegenden, als die direkt 
an Kommunikationswegen (Land-, Wasserstraßen, Eisenbahnen) 
liegenden Grundstücke. Und wie verschieden ist doch der 
"Wert und Reinertrag solcher Ländereien! 

Alle diese Ungleichmäßigkeiten in der serbischen Be- 
steuerung des Grund und Bodens werden endlich noch durch 
die sehr hohen Staats- und Kommunalzuschläge zu dieser 
Steuer verschärft, wodurch sie trotz ihrer, im Verhältnis zu den 
anderen direkten Steuern, niedrig normierten Steuersätze auf 
das äußerste als drückend empfunden wird. 

Was die Verhältnismäßigkeit dieser Steuer zu den 
anderen direkten Steuern Serbiens betrifft, so kann man ohne 
weiteres sagen, daß sie in einem so oft partiell modifizierten 
Steuersystem, wie das serbische es ist, vollständig fehlt. Das 
niedrige Ausmaß der serbischen Grundsteuer im Verhältnis zu 
der anderen Ertragssteuer ist übrigens natürlich ebensowenig 
wie ein höheres zu rechtfertigen. 

So erheben sich gegen die ganze serbische Grundsteuer 
und speziell gegen ihr Klassifikationssystem sowohl 
praktisch -steuertechnische, als prinzipielle Bedenken, 
j. 3 
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Diese verlieren allerdings viel von ihrer Bedeutung bei der 
Besteuerung des städtischen Bodens (L Ellasse), da hier die 
Steuer rationell: nach dem Bodenwert veranlagt wird. Als ein 
erheblicher Übelstand bei dieser Besteuerung des städtischen 
Bodens kann nur die unsichere Wertermittelung angeführt 
werden. 

Aber die Kritik muß bei einer solchen allgemeinen Be- 
urteilung einer Steuer eines bestimmten Landes unbedingt not- 
wendig auch von den historischen, politischen und öko- 
nomischen Verhältnissen dieses Landes ausgehen und auf sie 
gebührend Rücksicht nehmen. Denn man konnte in Serbien 
gleich nach der von den Türken errungenen poHtischen Selb- 
ständigkeit (in der ersten Hälfte des vorigen Jahrhunderts), 
und nach dem Hinwegräumen der alten türkischen Grund- 
Naturalabgaben keineswegs sofort an die Einführung einer 
„rationellen", „reformierten", auf Basis der Bodenkatastrierung 
eingerichteten Grundsteuer herangehen. Später faßte man 
wohl doch eine solche Grundsteuerreform (Katastrierung) ins 
Auge, aber diese scheiterte, wie schon gesagt, an den un- 
geheuren technischen wie finanziellen Schwierigkeiten. 

Infolgedessen dürfte der jetzige Zustajid der serbischen 
Grundsteuer, welcher doch immerhin einen erheblichen Fort- 
schritt gegenüber dem früheren darstellt, Anspruch auf einige 
Milde in der Beurteilung haben. 

Damit soll aber nicht gesagt sein, daß die Zeit für eine Reform 
dieses, auch in Serbien schon überlebten, Besteuerungsmodus 
noch nicht gekommen ist. Im Gegenteil: Es ist auch in 
Serbien, bei den schon einigermaßen eingetretenen 
Veränderungen in der Bodenverteilung, Verschieden- 
heiten der Ackerbautechnik und BeWirtschaftssysteme, 
die alte Veranlagung durchaus mangelhaft und unzu- 
reichend geworden. Da aber eine durchgreifende Boden- 
steuerreform (mit Katastrierung) vorläufig auf unüberwind- 
liche technische und finanzielle Schwierigkeiten stoßen würde, 
so scheint es, daß man sich vorläufig mit einer Abstellung 
wenigstens der größten Übelstände, in erster Linie der 
Klassifizierung des landwirtschaftlichen Ackerlandes behelfen 
müßte. Diese Abhilfe hätte vor allen Dingen darin zu bestehen, 
daß man für gebirgiges Gelände eine Bonitätsskala mit 
niedrigeren, für den Boden der Ebene dagegen mit ent- 



— 35 — 

sprechend höheren Steuersätzen eintreten ließe (s. daxüber auch 
Dr. Nincitsch a. a. 0. S. 60). Außerdem aber könnte man für 
den Boden des Berglandes sowohl als den der Ebene, welcher 
weit abseits von Verkehrswegen (Wasserstraßen, Eisenbahnen) 
liegt, eine Ermäßigung in den Steuersätzen eintreten lassen. 
Dadurch würde, vor allen Dingen, wenigstens die evidente 
Ungerechtigkeit dieser Steuer beseitigt und dann auch dem 
Spielraum für die Willkür der einschätzenden Behörden 
bedeutend engere Schranken gezogen werden. 

Dieser Abhilfe, welche immerhin nur eine provisorische 
sein sollte, ist allerdings eine durchgreifende Grrundsteuer- 
reform auf der Basis einer umfassenden, gründlichen 
Bodenkatastrierung unter allen Umständen vorzuziehen, 
sobald sie sich durchführen läßt. Für eine solche sprechen 
ebenso sehr die fiskalischen Gründe der Staatsfinanzen, wie 
die privat- und die volkswirtschaftlichen Interessen des 
Landes; ja sie verlangen dringend eine solche Reform in 
kürzester Frist. 

2. Die Oebäudesteuer. 

Durch das Hauptgesetz betreffend die direkten Steuern vom 14. Januar 1884 
wurde in Serbien auch die Gebäudesteuer eingeführt, welche, abgesehen von 
einigen unwesentlichen Abänderungen, fast völlig unverändert blieb. Die gesetz- 
liche Abänderung vom 31. Oktober 1886 beseitigte die allgemeine Steuerfreiheit 
für Neubauten. Die Novelle und Abänderung vom 30. März 1891 erhöhte den 
Steuersatz für Hotels, Cafes, öffentliche Gebäude u. dgl. m. fast um die Hälfte 
und schaffte die bis dahin bestehenden Rücksichten auf die Hausschuldverhältnisse 
ganz ab. 

a) Charakter. Die serbische Gebäudesteuer ist eine be- 
sondere, von der Grundsteuer ganz getrennte, direkte Ertrag- 
steuer, die den aus dem Gebäude sich ergebenden Ertrag zu 
treflfen sucht. Sie ist nach der einen der beiden typischen Formen 
der Gebäudesteuern, nämlich: der Hauszinssteuer ein- 
gerichtet, und hat, wie alle direkten Steuern Serbiens, den 
Charakter einer Quotitätssteuer. Sehr oft nimmt sie gerade 
in Serbien, wo die Häuser überwiegend von ihren Besitzern 
selbst bewohnt werden, den Charakter einer Gebrauchssteuer 
an, wodurch sie sich wieder der Wohnungs- und Mietssteuer 
annähert. Seit der Gesetzesänderung vom 30. März 1891 ist die 
serbische Gebäudesteuer nicht mehr eine ßein-, sondern eine 
Eohertragssteuer. 

3* 
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b) Umfang und weitere Einzelheiten der Einrichtung 
der Gebäudesteuer. Der Umfang der Gebäudesteuer ist, betreffs 
der ihr unterliegenden Gebäude, in Serbien ziemlich eng ge- 
zogen. So bestimmt das Gesetz, daß alle städtischen Ge- 
bäude — gleichviel ob sie vom Eigentümer selbst bewohnt 
werden oder vermietet sind, ob sie Wohnzwecken dienen oder 
als Geschäftsräume benutzt werden — von der Steuer getroffen 
werden. Von den ländlichen Gebäuden dagegen sollen nur 
Wirtschaftsgebäude und vermietete Räume besteuert werden, 
unter Ausschluß aller Gebäude, die der Eigentumer selbst 
bewohnt, was jat in der Begel der Fall sein wird. 

Die Gebäudestener wird erhoben: a) von allen städtischen und kleia- 
stadtischen Gebäuden; b) von allen denjenigen ländlichen Gebäuden, die als 
Warenlager, Gasthäuser, Läden, Dampf- und Wassermühlen (ausgenommen Bach- 
mühlen), Sägemühlen, Warenspeicher und Mietshäuser benutzt werden (Art. 19 
des am 15. Januar 1901 abgeänderten Gesetzes von 1884). 

Nicht gebäudesteuerpflichtig sind; a) ländliche vom Eigentümer selbst 
bewohnte Häuser; b) die Staatsgebäude; c) die Gebäude, die der Kommunal- 
verwaltung dienen 'und der Bezirksverwaltung etc.; d) die Gi^bäude der aus- 
ländischen Gesandtschaften und Konsulate; die Gebäude, die kirchlichen Zwecken 
dienen; die den Waisen und erwerbsunfähigen Personen gehörenden Gebäude 
mit einer jährlichen Miete bis zu 100 Francs; die mietsfreien Kranken- und 
Armenhäuser, sowie endlich e) die Häuser für kulturelle und Wohltätigkeits- 
anstalten, wie Schützen-, gesellschaftliche, Turnvereine, freiwilb'ge Feuerwehr. 
Außerdem sind nach dem Art. 37 des Belgrader Baugesetzes vom 11. Dezember 1896 
alle Neubauten in Belgrad von mehreren Stockwerken, aus festem Material, für 
10 Jahre, Parterrehäuser für 5 Jahre von der Gebäudesteuer befreit. 

Die Steuerbemessungsgrundlage bildet bei dieser Steuer, 
wie gesagt, der Rohertrag, d. h. der gesamte Mietzins ohne 
Abzug der Reparatur-, Abnutzungs-, Assekuranzkosten u. dgl. 
Dieser Rohertrag wird eventuell aus den behördlicherseits be- 
glaubigten Vertragsdokumenten, Mietzinsdeklarationen der Eigen- 
tümer individuell, für jedes einzelne Gebäude, ermittelt. 

Die Steuerdeklarationen der Eigentümer müssen enthalten: die Zahl der 
Gebäude, ihre Verwendungsart sowie ihren Mietzins. Zur Kontrolle sind stets 
die Mieter in Anspruch zu nehmen. 

Selbstbewohnte Häuser, resp. ihr Mietwert werden durch 
die Steuerkommissionen nach der Vergleichung eingeschätzt 
und demnach besteuert. 

Die Steuer wird im festen Prozentsatz vom Rohertrag 
der Gebäude erhoben. Der Steuersatz ist aber nach dem Ver- 
wendungszweck der Gebäude verschieden normiert: bei 
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öffentKchen Restaurations-, Cafe-, Gasthäusern ist er der höchste 
(8 %); bei Geschäftshäusern aller Art ist er nur halb so groß 
(4 %); bei Wohnhäusern und anderen Gebäuden inkl. Fabriken 
und Badehäusern ist der niedrigste Satz in Anwendung und 
beträgt 3 %. — Die weiteren Einzelheiten dieser Steuer, insoweit 
sie nicht schon im allgemeinen Teile dieser Abhandlung be- 
sprochen worden sind, will ich noch nachtragen. 

Die Gebäudesteuer wird, wie die anderen direkten Steuern 
Serbiens, alle drei Jahre von neuem veranlagt; sie ist femer 
in dreimonatlichen Eaten zahlbar und wird an dem Orte, 
wo sich das Gebäude befindet, erhoben. Das gesetzUche 
Steuersubjekt ist dabei ausschließlich der Hauseigentümer 
oder der von ihm gesetzlich bevollmächtigte Verwalter des 
Hauses. Nur der deklarierte Mietzins bezw. sein Betrag ist 
vor Gericht klagbar. Jede Besitzänderung muß spätestens 
einen Monat vor der nächsten Veranlagung der kompetenten 
Ortsbehörde angezeigt werden, von der sie in das Gebäude- 
verzeichnis eingetragen wird. 

c) Zur Kritik. Die serbische Gebäudesteuer hat, ebenso 
wie die Grundsteuer, gegen die obersten „staatsbürgerlichen 
Gerechtigkeitsprinzipien" verstoßen; zwar nicht so sehr gegen 
das Prinzip der Gleichmäßigkeit wie jene, als gegen das Prinzip 
der Allgemeinheit. So enthält das Gebäudesteuergesetz, 
außer den anderen gerechtfertigten Befreiungen, auch eine 
durchaus ungerechte, nämlich die Befreiung der von den 
Eigentümern selbst bewohnten ländlichen Häuser. Diese 
Befreiung räumte das Gesetz „aus hygienischen" Rücksichten 
ein. Man glaubte nämlich, die Gebäudebesteuerung auf dem 
platten Lande verhindere die Vermehrung der Wohngebäude 
bezw. führe zum ungesunden Zusammenwohnen vieler 
Personen in einem Häuschen (große bäuerliche Familien!). 
Deshalb gewährte man, wie gesagt, jene Befreiung. Dadurch 
wurden aber den „hygienischen" Rücksichten das Prinzip 
der gerechten Steuerverteilung, insbesondere das der All- 
gemeinheit und damit zugleich das finanzpolitische Prinzip 
der Ausreichenheit der Steuer preisgegeben. Ein in der 
modernen Steuerpolitik seltener Vorgang! Auf jeden Fall wäre 
es, wenn schon die hygienischen Rücksichten den steuer- 
politischen Postulaten vorgezogen wurden, „gerecht" gewesen, 
dieselben hygienischen Rücksichten auch bei der Besteuerung 
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der städtischen Wohnhäuser, besonders der der ^kleinen Leute" 
(man denke an die bedauernswerten Arbeiter- und Handwerker- 
wohnungen!) folgerichtig gelten zu lassen. Ohne solche Be- 
freiung auch der städtischen Wohnhäuser wird dies Steuer- 
privileg der schon ohnehin bevorzugten Landleute als ein 
starker Verstoß gegen die Gerechtigkeit in der serbischen 
Steuergesetzgebung angesehen werden müssen (s. darüber auch. 
Dr. Ninöitsch, a. a. 0. S. 65). An eine künftige Beseitigung 
dieses Privilegs, wie an eine bedeutend stärkere Belastung des 
ländhchen Grundbesitzes (wie es die Gerechtigkeitsprinzipien 
erfordern) ist jedoch nicht zu denken, da die große Mehrheit 
der agrarischen Delegierten (Bauern) in der Skupstina, seine 
Interessen wahrend, dies Privileg als ein „Noli me tangere!" 
betrachtet. Hier muß sich die Kritik unbedingt gegen die 
Verletzung des in der serbischen Verfassung aufgestellten, 
steuerpolitischen Grundsatzes wenden: daß jeder nach seinem 
Vermögen belastet werde. 

Ein weiterer Fehler, obwohl schon kein zu großer, ist die 
Besteuerung nach dem Roherträge. Bei hohen Steuersätzen, 
wie sie im serbischen Gebäudesteuergesetz normiert worden 
sind, ist es an sich notwendig und richtig, die ßestaurations- 
kosten des Hauses vom Roherträge abzuziehen®). 

Außer den andern, die serbische Gebäudesteuer als Objekt- 
und Ertragssteuer im allgemeinen treflfenden, Mißständen ist 
besonders die Nichtberücksichtigung der Schuldverhält- 
nisse für die gleichmäßige Belastung der Hauseigentümer von 
größter "Wichtigkeit. „Dadurch wird der verschuldete Besitzer 
besonders schwer gedrückt, und es stellt sich eine große Un- 
gleichmäßigkeit in der Steuerbelastung zwischen schuld - 
freien und verschuldeten, und unter letzteren auch zwischen 
den in verschiedenem Maße verschuldeten Besitzern 
heraus "^°). (Das hier Gesagte triflft ebenso für die vorbesprochene 
Grundsteuer zu.) 

So wird hier das gesamte Urteil über diese Steuer nicht 
allzu günstig ausfallen können. Es muß aber zugegeben 
werden, daß die Gebäudesteuer, sowohl in steuertechnischer 
Hinsicht als in steuerpolitischer, im großen und ganzen be- 
deutend besser als die Grundsteuer eingerichtet ist. • 

9) Ad. Wagner: Direkte Steuern im Schönb. Hdb. III. I. S. 355. 
»0) Ad. Wagner; Fin. II. S. 540. 
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8. Die Kapitalrentensteuer. 

Die Gesetzgebung. Die Einföhrang erfolgte durch das als Grundlage 
der gegenwärtigen direkten Steuern Serbiens dienende Gesetz vom 14. Januar 1884, 
sowie die späteren, ziemlich unbedeutenden, Novellen und Abänderungen vom 
22. April 1885, 80. März 1891 und 16. Dezember 1896. Gewisse Beschränkungen 
in Bezug auf Steuerobjekte und stärkere Belastung der größeren Kapitalerträg- 
nisse ließ man eintreten durch Gesetz vom 15. Januar 1901. 

a) Charakter und Umfang der Steuer. Die serbische 
Kapitalrentensteuer ist eine besondere Ertragssteuer von der 
Zinsrente von dem ausgeliehenen Geldkapital und bildet 
somit eine notwendige Ergänzung des ganzen serbischen direkten 
Ertragssteuersystems. Sie ist ebenfalls eine Quotitätssteuer. 
Ihr Umfang ist prinzipiell richtig bemessen: sie erstreckt sich 
auf diejenigen Erträge, die ausschließlich vom Kapital, ohne 
Arbeitsbeteiligung, sich herleiten. Daher sind ausgeschlossen 
von dieser Kapitalrentensteuer: die Erträge aus Aktien, Anteile 
an Kommanditgesellschaften und ähnliche Unternehmer - Divi- 
denden. Diese fallen, da sie formell - rechtlich keinerlei Zins- 
rente, sondern Erträgnisse aus gewinnbringender Tätigkeit 
sind, im serbischen Steuerrechte unter die Gewerbesteuer 
(Art. 56). Man besteuert also in Serbien nur die eigentliche 
Kapitalrente resp. den Zins und zwar ohne Rücksicht darauf, 
ob diese aus dem Ausland oder dem Inland bezogen wird, oder 
nach dem Ausland versandt, oder im Inlande verzehrt wird. 

So sind nach dem gegenwärtig geltenden Gesetze vom 15. Januar 1901 
Steuerobjekt: 

a) Rentenertrage aus einheimischen oder ausländischen, öffentlichen 
Schuldverschreibungen, soweit sie nicht durch spezielle Gesetze 
befreit sind. 

b) Die Zinsen aus privaten Verleihungen aller Art. 

c) Die Zinsen von Depositen, sowohl bei privaten wie staatlichen An- 
stalten. 

d) Die Leib- und Zinsrenten, Erträge aus Fonds oder sonstigen In- 
stituten, auf Testament oder Vertrag beruhend. 

Nicht kapitalrenten steuerpflichtig sind: 
a) Erträge aus Wertpapieren, die durch spezielle Gesetze und Kon- 
zessionen befreit sind"). 



") Laut Art. 1 des serbischen „Gesetzes über die Konversion der Staats- 
anleihen" sind „Coupons (Obligationen) in Serbien von allen gegenwärtigen 
sowie allen künftigen Steuern, Gebühren und Abgaben aller Art befreit". Ebenso 
ist das Vermögen und Einkommen der serbischen Nationalbank für 25 Jahre 
steuerfrei (Gesetz vom 6. Januar 1883). 
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b) Die aus dem Ausland von Ausländern bezogenen Kapitalrenten. 

c) Alle Institutionen, die standig staatUcherseits subventioniert sind. 

d) Öffentliche Anstalten und Institute, die Gesnndheits-, Kultur-, und 
Wobltätigkeitszwecken dienen. 

e) Die Renten oder Zinsen der Waisen und sonstigen erwerbs- 
unfähigen Personen, die 200 Francs jährlich nicht übersteigen. 

f) Endlich die vom Staate verwalteten Geldinstitute. 

Zum Zweck der Veranlagung und Erhebung der Kapital- 
rentensteuer besteht, ebenso wie für die übrigen direkten 
Steuern, in Serbien der Deklarationszwang für die steuer- 
pflichtigen Empfänger der Zinsen aus verliehenen Kapitalien» 
Diese sind selber im allgemeinen auch zahlungspflichtig. 

Die Deklarationen sind an die betreffenden Lokal-Steuerkommissionen ab- 
zugeben. Sie müssen enthalten: erstens den Betrag des verliehenen Kapitals^ 
sowie die Zinshöhe, femer den Namen des Schuldners, eventuell auch noch. 
Angabe des übrigen noch verfügbaren, un verliehenen Kapitales etc. Die falschen 
Deklarationen haben zur Folge, daß die vom Schuldner zu fordernden Zinsen 
nicht einklagbar sind. 

Neben dieser Bestimmmung für die Veranlagung und Er- 
hebung der Steuer, wonach die Gläubiger selbst als Steuer- 
subjekte und direkte Steuerzahler gelten, ist, aber noch eine 
zweite, gesetzlich vorgeschrieben, nämlich: die Anzeige- 
pflicht der Schuldner in BetreflF der von ihnen zu 
zahlenden Zinsen, mit dem Recht, dem Gläubiger bei der Zins- 
zahlung die entsprechende Steuerquote abzuziehen. So nimmt 
hier die Steuer den Charakter einer Zinsverkürzung dem 
Zinsbezieher gegenüber an. Dieser letztere Modus der Be- 
steuerung der Zinsen an der „Quelle" beim Schuldner ist 
bei allen Geld- und Versicherungsanstalten (Banken aller 
Art) in Brauch. Diese dienen als „ Steuererhebungsorgane '^ 
(Wagner), indem sie bei der Auszahlung oder eventueller 
Kapitalisierung der Zinsen resp. Renten die Steuer einfach ab- 
ziehen und diese an die betreffende Steuerbehörde abliefern. 
Ebenso ist bei Hypotheken-Leihinstituten die Steuer beim 
Schuldner zu erheben, falls sie innerhalb der gesetzlichen Frist 
vom Zinsbezieher (Gläubiger) nicht erhoben werden konnte. 

Als Kontrollorgane sollen alle Landesbehörden, sowie 
alle öffentlichen und privaten Rechtsanwälte fungieren, indem 
sie jeden bei ihnen einlaufenden Wechsel der betreffenden 
Steuerbehörde anzuzeigen verpflichtet sind. 

Die Höhe des Steuerfußes beträgt bei Erträgen bis zu 
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2500 Francs = 6 %^ von da ab steigt der Fuß bis zu 6500 Francs 
progressiv, und zwar mit jedem weiteren 100 Francs um 0,1 °/o. 
Bei den Erträgen über 6500 Francs bleibt der (so erreichte) 
10%-ige Steuerfuß proportional. 

Bei Schuldurkunden (Wechseln, Obligationen, Anweisungen 
etc.), wo kein Ertrag angegeben wird, wird dieser auf einen 
6°/o-igen angeschlagen. 

c) Zur Kritik. Die serbische Kapitalrentensteuer verdient 
prizinpiell und in gesetzlicher Hinsicht in Bezug auf ihren 
Umfang und ihre Einrichtung vor allen übrigen direkten Steuern 
Serbiens unbedingt den Vorzug. BetreflFs ihrer praktischen 
Durchführung im einzelnen bleibt sie dagegen weit hinter 
jenen zurück. Der Ermittelung des Steuerobjektes (Zins, 
Eente) stellen sich in Serbien, wo der Kreditverkehr schon 
kompliziertere Formen angenommen hat, wie anderwärts, enorme 
Schwierigkeiten entgegen. Am größten sind sie bei Kapital- 
anlagen in der Form von reinen Privatschulden (b), infolge- 
dessen sind hier auch Defraudationen fast unvermeidlich und 
damit Verletzungen des Grundsatzes einer gleichmäßigen 
Besteuerung. 

Manche Bestimmungen uod Vorschriften des Steuergesetzes in Bezug auf 
Hilfs- und Kontrollmittel, wie die über die gerichtliche Unklagbarkeit 
der zu fordernden Zinsen, falls die Deklaration falsch ist (Art. 82); dann die 
Verpflichtung aller Landesbehörden, jeden bei ihnen eingegangenen Wechsel der 
Steuerbehörde anzuzeigen (Art. 42, 43); femer die scharfen Strafen wirken 
solchen Hinterziehungsversuchen allerdings einigermaßen günstig entgegen, doch 
stellen sie diesen Übelstand keineswegs ganz ab, da in Serbien Kapital meist an 
Private, zu unproduktivem Zweck, als Konsumtivkredit gegeben wird, 
daher die Schuldner in großer Abhängigkeit von ihren Gläubigern bleiben^'). 

Da diese Privatschulden in Serbien überwiegen, so leiden 
infolge der hier am häufigsten stattfindenden Defraudationen 
auch die fiskalischen Interessen des Staates in hohem Maße. 

Viel günstiger stehen dagegen die Dinge bei den Forde- 
rungen aus öffentlichen Ausleihen, bei den Bezügen aus 
hypothekarischen Pfandforderungen, da hier das Vor- 
handensein und die Höhe der betreffenden Zinsen leichter und 



^*) Hier handelt es sich öfters um die Wucherer, die man in Serbien 
unter die Gewerbesteuer („Obrtsteuer") zu stellen pflegt. Nach Artikel 67 
des Steuergesetzes haben die kleinen Banken und die gegen Schuldverschreibung 
kurzfristigen Kredit gebenden Personen („gewerbsmäßige Kreditgeber'') eine 
Pauschalsumme jährKch zu zahlen (s. „Obrtsteuer"). 
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richtiger sich nachweisen läßt. Aber gerade deswegen „droht die 
Eentensteuer bei den Hypotheken vollends zur Überwälzung 
der Steuer auf den Schuldner und zur allgemeinen Erschwerung 
und Verteuerung des Immobiliarkredits zu fahren")." 

Bei öffentlichen Wertpapieren des Auslands ist die 
Rente überhaupt kaum nachzuweisen. Sie entzieht sich fast 
ganz der Besteuerung und die Steuer ergibt infolgedessen auch, 
kein besonders günstiges Besultat in Bezug auf Durch- 
führung allgemeiner Postulate der Gleichmäßigkeit und Aus- 
reichenheit der Steuer. 

Um nicht die einheimischen Kapitalien des Volksvermögens 
ins Ausland zu treiben, und auch wegen der Rückwirkung 
dieser Steuer auf den Kapitalwert der Forderungen, hat man 
in Serbien, wie schon erwähnt, die Coupons der einheimischen 
Staats-Obligationen steuerfrei gelassen. 

In der ungleichen Besteuerung der verschiedenen Kapital- 
Anlagen aber liegen die schwersten Bedenken, die allerdings 
mehr durch eine Verbindung mit Verkehrssteuern als durch 
alle sonstigen Hilfs- und Kontrollmittel sich mildem resp. be- 
heben lassen"). 

Die Kapitalrentensteuer steht endlich in Bezug auf die 
tatsächliche Belastung der Steuersubjekte (gegen den Willen 
des Gesetzgebers), infolge der großen und zahlreichen De- 
fraudationen, ebenso in keinem richtigen Verhältnis zu den 
anderen direkten Steuern Serbiens. Dies ungünstige Ver- 
hältnis, oder besser: die dadurch hervorgerufene Schädigung 
der fiskalischen Interessen des Staates durch Erhöhung 
des Eentensteuerfußes mildem bezw. beseitigen zu wollen, 
wie es von manchen Seiten in Serbien empfohlen wird, er- 
scheint höchst bedenklich, aus dem Grunde, weil diese Er- 
höhung nur noch mehr zu Hinterziehungen anreizen und 
Überwälzungen auf die Schuldner veranlassen würde. Damit 
würde eher die Empfindlichkeit und Ungleichmäßigkeit dieser 
Steuer in noch höherem Maße hervorgerufen werden. 



^3) Ad. Wagner: Direkte Steuern im Schönb. Hdb. IH. I. S. 368. 

^*) „Die Verkehrssteuem sind umsomehr als eine geeignete Er- 
gänzung oder als Ersatz der tatsächlich oft gegen das Gesetz nicht zur An- 
wendung gelangenden Rentensteuer zu bezeichnen, je mehr Lücken in 

der Rentenbesteuerung stets verbleiben." (Ad. Wagner, Direkte Steuern im 
Schönb. Hdb. IH. I. S. 375V 
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4. Die Gewerbesteuer. 

Gesetzgebung. Das bereits öfters herangezogene serbische Steuergesetz 
vom 14. Januar 1884 befaßte sich auch mit der Gewerbesteuer. Durch ein 
späteres Gesetz vom 31. Oktober 1886 ist dann eine wesentlich neue Gewerbe- 
steuer, „Obrt** genannt, ins Leben gerufen, welche neben der alten (vom Jahre 
1884) als ihr Komplement und Korrektiv bestehen sollte. Diese, jetzt völlig 
selbständige „Obrtsteuer" und ihre gesetzliche Kodifikation werden wir weiter 
unten speziell behandeln. Und jenes alte, bis vor kurzer Zeit noch in Kraft 
befindliche Gewerbesteuergesetz vom Jahre 1884 wurde zuerst durch die Novellen 
vom 30. März 1891, ferner vom 16. Dezember 1896 und endlich vom 29. Sep- 
tember 1899 wesentlich erweitert und ergänzt und hernach durch ein neues 
Gesetz vom 14. Januar 1900 vollständig ersetzt. (Reglement dazu und Aus- 
führungsbestimmungen wurden am 25. Februar 1900 erlassen.) Schon im nächsten 
Jahre (15. Januar 1901) jedoch hob man dieses auf und führte die noch heute, 
neben der schon erwähnten „Obrtsteuer", geltende Gewerbesteuer ein. 

Während die anderen direkten Steuern Serbiens noch 
immer auf der Grundlage, die ihnen das Hauptgesetz vom 
Jahre 1884 geschaffen hatte, ruhen und fast unverändert ge- 
blieben sind, erfuhr die Gewerbesteuer vom Jahre 1884 mehrere 
durchgreifende Änderungen. Alle diese Entwicklungsstadien 
und Formen der serbischen Gewerbebesteuerung seit 1884 sollen 
hier wenigstens im allgemeinen und in großen Zügen nach- 
einander besprochen werden.* Nur die Gewerbesteuer in 
ihrem jetzigen Zustande inkl. „Obrtsteuer" soll, dem Zwecke 
der Abhandlung gemäß, eingehender zur Darstellung gebracht 
werden. 

A. Die früheren Formen der serbischen Gewerbesteuer. 

(Von 1884—1901.) 

a) Geiverbekapitahteuer, Nach dem grundlegenden Gesetz der 
direkten Steuern von 1884 waren alle gewerbetreibenden Personen 
der sogenannten „Gewerbekapitalsteuer" („Geschäftskapital- 
steuer") unterworfen, d. h. einer Steuer vom gesamten, um- 
laufenden wie stehenden, Kapital der Gewerbe, gleichviel ob 
es eigenes oder Leihkapital ist. Diese Steuer ist ihrem Charakter 
nach eine nominelle Kapitalsteuer, d. h es wird vom Ge- 
schäftskapital auf den Ertrag des Geschäftes zurückgeschlossen. 
Also das Geschäftskapital dient hier nur zur Bemessungs- 
grundlage der Steuer. Dieses gesamte Geschäftskapital, resp. 
die Größe dieses Kapitals, war nach dem genannten Gesetz 
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von 1884 direkt zu ermitteln. Es bestand zwecks der Ver- 
anlagung der Steuer für die Gewerbetreibenden daher all- 
gemeine Deklarationspflicht. Solches Selbst-Einschätzungs- 
Verfahren blieb bei der Gewerbesteuer, mit kleinen Ausnahmen, 
in Serbien bis heute noch bestehen. Diese, mit gerichtlich be- 
glaubigten Auszügen aus den Geschäftsbüchern versehenen 
Deklarationen waren an die Lokal-Steuerkommissionen abzugeben. 
Waren diese Deklarationen ohne solche Bücherauszüge vorgelegt, 
oder die Steuerkommission hatte sonst irgendwie Grund, die 
Wahrheit und die Richtigkeit der Deklaration anzuzweifeln, so 
schritt sie selbst zur Feststellung der Bemessungsgrundlage (des 
Geschäftskapitals), indem sie sich dabei auf den Vergleich mit 
anderen Gewerbetreibenden derselben Branche an dem betreffen- 
den Orte stützte. Das Gesetz bestimmt ausnahmsweise für alle 
Aktiengesellschaften, Kreditanstalten auf Aktien, Sparkassen, 
und weiter für alle Fleisch-, Drogerie-, Bazargeschäfte, Zucker- 
bäckereien u. dgl. m. den Bruttoertrag als Steuer-Bemessungs- 
grundlage. 

Bei den Aktiengesellschaften, Sparkassen etc. machte diese 
Ertragsermittelung keine Schwierigkeit. Ihre jährlichen publi- 
zierten Bilanzen (d. h. Gewinn- und Verlustrechnung) gaben 
den Ertrag in seiner richtigen Größe an, und man veranlagte 
so die Steuer für das laufende Jahr auf Grund der Bilanz 
des Vorjahres. 

Bei den Fleisch- und Drogeriegeschäften u. s. w. war eben- 
falls der gerichtlich beglaubigte Auszug aus den Geschäfts- 
büchern zur Feststellung des Ertrages benutzt. Falls Geschäfts- 
bücher nicht vorhanden, schätzte die Steuerkommission selbst 
den steuerpflichtigen Ertrag des Gewerbes ein (Ergänzungs- 
gesetz vom 16. Dezember 1896). 

Der Steuer fuß wurde bei der Besteuerung der Aktien- 
Gesellschaften proportional auf 6% vom Ertrag, bei der 
Besteuerung aller übrigen Geschäfte und Gewerbe progressiv 
normiert. Er betrug hier bei den Kapitalien bis 400 Francs 
= 2°/o und stieg dann successive, um bei Kapitalien über 
75 000 Francs die Höhe von 8^/o vom gesamten Geschäfts- 
kapital zu erreichen. 

Diese so oft modifizierte Gewerbe-Kapitalsteuer, die weder 
fiskalischen noch Gerech fcigkeitsgründen entsprach (s. die Kritik 
unten), erhielt sich trotzdem volle fünfzehn Jahr in Geltung. 
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Und erst als man zur Deckung der Jahr für Jahr steigenden 
Staatsausgaben weder auf dem Gebiete der direkten noch dör 
indirekten Besteuerung ein neues Steuerobjekt finden konnte, 
ging man an die schon längst nötig gewordene Reform dieser 
Q-ewerbesteuer. 

b) Die Erwerbssteuer, So trat dann an ihre Stelle endlich 
die durch das Gesetz vom 14. Januar 1900 ins Leben gerufene, 
sogenannte „Erwerbssteuer". Schon dadurch, daß sie auf den 
Bruttoertrag des Erwerbes veranlagt war, zeigte sie ganz 
evident, daß sie keineswegs den Gerechtigkeitsgrundsätzen, 
sondern nur dem fiskalischen Interesse des Staates ihre Ent- 
stehung verdanke, und daß sie im Grunde nur ein Notbehelf 
war und nicht für die Dauer bestimmt ^^). Und wirklich schon 
im nächsten Jahre 1901 zog man dieses Gewerbesteuergesetz 
von 1900 wieder zurück, nachdem es seine Aufgabe möglichst 
viel Geld in den Staatssäckel zu bringen, erreicht hatte. In 
der Geschichte der serbischen Steuergesetzgebung bleibt es 
(resp. die Erwerbssteuer) jedenfalls nur ein recht charakte- 
ristisches Intermezzo. 

Diese ,,Erwerbssteuer", als eine Rohertragssteuer, war 
von allen Gewerbetreibenden, also mit Ausschluß der liberalen 
Berufe, Lohnarbeiter u. dgl. Erwerbsarten, zu entrichten. Die 
Gewerbe wurden zu dem Zwecke in zwei Klassen geteilt. 
In die erste Klasse kamen die Gewerbe und Geschäfte mit 
öffentlichen Geschäftsabschlüssen (Rechnungslegungen), 
und in die zweite Klasse die übrigen Gewerbe ohne solche 
Verpflichtung. Die letztere Klasse teilte man wieder in zwei 
Unterklassen, je nachdem ob der Erwerb mehr auf das 
Kapital oder mehr auf reine Arbeit zurückzuführen war. 

Als Bemessungsgrundlage der Steuer benutzte das 
Gesetz an Stelle der bisherigen Kapitalseinlage den gesamten, 
wirklichen oder möglichen Ertrag (Erwerb), ohne Abzug der 
Geschäftsunkosten, also den Bruttoertrag der Gewerbe. 

Die Ermittelung dieses Bruttoertrages geschah direkt 
oder indirekt, je nach der Art und dem Charakter der be- 
treffenden Gewerbe. So bei allen Gewerben und Geschäften 
mit öffentlicher Rechnungslegung (I. Klasse) geschah die Er- 

^^) Der damalige serbische Finaazminister Wuk Petrovitsch brachte vor 
die Skupstina das betreffende Gesetz nur für das laufende Jahr 1900 zur 
Bewilligung ein. 
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mittelung direkt: die Bilanz vom Vorjahre gab den Brutto- 
ertrag an. Dagegen bei den übrigen Gewerben olme solche 
Verpflichtung (11. Klasse) ermittelte man den steuerpflichtigen 
Ertrag entweder direkt, falls gerichtlich beglaubigte Bücher 
geführt wurden, also nach dem deklarierten, durch. Bücher- 
ausweis begründeten Ertrag, oder bei fehlender Buchführung 
indirekt: nach äußeren Merkmalen. 

Die Verdienst-Ermittelang nach äußeren Merkmalen bietet besondere £igen- 
tüoilichkeiten, die beachtenswert sind. So ermittelte man die jährlichen Brutto- 
einnahmen eines Steuerpflichtigen, indem man zunächst die Mietswerte (Miet- 
Zinsen) für Geschäftslokalitäten, Wohnung und eventuelle Sommerviila (!) des 
Steuerpflichtigen zusammenaddierte und dann die Gesamtsumme mit 
fünf (bei Cafes und Restaurationen mit zwei) multiplizierte. 

Der Steuerfuß ist nach den Klassen und Unterklassen 
der Gewerbe und dann wieder für die verschiedenen Städte 
verschieden normiert worden. 

So betrug er bei den Gewerben mit öfieutlicher Rechnungslegung 6 %, 
ohne Rücksicht auf den Ort, wo sich das Gewerbe befindet; bei den Gewerben 
ohne die Pflicht der Rechnungslegung, die mit größerem Kapital betrieben 
werden, in Belgrad 10%, in Kreisstädten 7%, an allen übrigen Orten Ö%. 
Ähnlich bei den Gewerben, wo die Arbeit ausschließlich in den Vordergrund 
rückt, ohne Rechnungslegungspflicht, in Belgrad 7%, in den Kreisstädten 5%, 
und an allen übrigen Orten 3%. 

Die Erwerbssteuer, die sich um das Fünffache ergiebiger 
als die erstere „Gewerbekapitalsteuer" erwiesen hatte, mußte, 
wie ich schon sagte, nachdem sie ihre Aufgabe, zur Deckung 
des Budgetdefizits zu dienen, erfüllt hatte, schon im nächsten 
Jahre 1901 abgeschafft werden. An ihre Stelle trat dann die 
neue, noch gegenwärtig geltende Gewerbesteuer. 

B. Die gegenwärtige Gewerbesteuer. 

a) Charakter, Der Gesetzgeber benannte im Gesetz vom 
15. Januar 1901 die neue serbische Gewerbesteuer nicht, wie 
sonst üblich, nach dem Steuerobjekt, d. h. „nach dem Umstand, 
weswegen die Steuer zu zahlen ist" (Wagner), sondern nach 
der Steuerquelle selbst: „Gewerbe-Ertragssteuer". Als 
Glied der serbischen Ertragsbesteuerung soll sie den Reinertrag 
der Gewerbe, welcher hier die Steuerquelle und zugleich auch 
die Bemessungsgrundlage dieser Steuer bildet, treffen. Sie 
trifft diesen gewöhnlich aus Kapitalzins und Unternehmer- 



— 47 — 

gewinn zusammengemischten Reinertrag, mögen die Gewerbe 
diesen faktisch abwerfen oder auch nur als so ertragsfähig 
gelten, ohne diesen faktischen Ertrag auch abzuwerfen. (Deshalb 
ist ein Steuerminimum eingeführt worden.) Die heutige 
„Gewerbe-Ertragssteuer" ist ebenso wie jene beiden früheren 
Gewerbesteuern Serbiens eine Quotitätss teuer. 

b) Umfang und Einrichtung der Gewerbeertragaateuer im ein- 
zelnen. Der serbischen Gewerbeertragssteuer unterliegen, ab- 
gesehen von den im Gesetz genannten Ausnahmen, im all- 
gemeinen alle diejenigen Personen, die aus einem Geschäfts- 
betriebe, bei welchem Arbeit undKapital verbunden wirksam 
sind — gleichviel ob dieses Kapital eigenes oder geliehenes — 
einen Ertrag ziehen, mag dieser nur zeitweilig oder auch 
ständig erzielt werden. Sie. schließt aber landwirtschaft- 
lichen Selbstbetrieb (Selbsbewirtschaftung), Bergbau, 
liberale Berufe und Lohnarbeit aus und erstreckt sich so 
nur auf alle anderen selbständigen, gewerblichen Unter- 
nehmungen, einschließlich der Erwerbs-Gesellschaften (Aktien- 
und Handelsgesellschaften). 

Im Artikel 46 des Steuergesetzes sind für steuerpflichtig erklärt: Kauf- 
leute, die mit Landes- und Auslandsprodukten handeln, die Industriellen und 
gewerbetreibenden Personen, Bauunternehmer, Lieferanten, Apotheker, Bierbrauer, 
Bank- und Wechselgeschäfte, sowie alle übrigen Geschäfte und Gewerbe. 

Nicht gewerbesteuerpflichtig sind dagegen (Art. 47): Die landwirtschaftlichen 
und gewerblichen Genossenschaften, die Landwirte, inwieweit sie selbst die 
Produkte ihrer eigenen Wirtschaft verkaufen, auch die Hausindustriellen, sowie 
die Bergwerksbesitzer, die Tabak-Klein Verkäufer (Tabak-Monopol!) und Verkäufer 
von Stempelmarken, Stempelpapieren, von Losen der staatlichen Klassenlotterie, 
endlich die durch besondere Gesetze von dieser Steuer befreiten Personen. 

Der Art. 48 dieses selben Gesetzes räumt außerdem dem Finanzminister das 
Recht ein, die Gesellschaften und Vereine mit kulturellen, sittlichen und wohl- 
tätigen Zwecken von allgemeiner Bedeutung ganz oder teilweise, ständig oder 
zeitweilig von dieser Steuer zu befreien. 

Wie ich schon sagte, dient die Quelle dieser Steuer: der 
Nettoertrag zur Bemessungsgrundlage. Dieser Nettoertrag 
ergibt sich, nach dem serbischen Steuergesetz, aus dem gesamten 
Eohertrage eines Gewerbes nach Abzug der Miete für die 
Geschäftslokalitäten, Gehälter, Löhne, Geschäftsspesen 
und der üblichen Abschreibungsquote für Abnutzung von 
Inventar und Gebäuden. 

Nebst den hier erwähnten Beträgen kommen bei den Geldinstituten in 
Abzug noch die Zinsen für Depositen, bei den Versicherungsanstalten, 
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bei welchen, nach dem Gesetze, die im Vorjahre eingegangen en Prämien als 
Gesamtertrag dieser Anstalten angesehen werden, auch noch die Hälfte des 
in dem betreffenden Jahre ausbezahlten Policenbetrages. 

In Betreff der Ermittelung dieses Beinertrages schreibt 
das neue Gesetz verschiedene Wege vor, je nachdem, ob 
die Gewerbetreibenden Bücher führen oder nicht, sowie femer 
nach der Natur und dem Charakter der Gewerbe selbst. 

So wird bei den gesetzlich zu öffentlicher Rechnungs- 
legung verpflichteten Unternehmungen (Erwerbs- Aktiengesell- 
schaften, Bankinstitute) die Besteuerung direkt nach dem in 
ihren Bilanzen angegebenen Reinertrag mit voller Sicherheit 
bestimmt. 

Ebenso wird bei denjenigen Gewerbetreibenden, welche 
gerichtlich beglaubigte Bücher führen und ihren Rein- 
ertrag auf Grund ihres Buchausweises angeben, dieser Reinertrag 
sicher festgestellt und besteuert. Diese Vorlegung der Bücher- 
ausweise ist aber nach dem neuesten Gesetz nicht mehr 
obligatorisch, sondern nur noch fakultativ. 

Wenn, infolge des Wegfalles des gesetzlichen Zwanges 
zum Bücherausweis, die Steuerpflichtigen Bücherausweise nicht 
beibringen wollen, oder auch, was häufiger vorkommt, mitunter 
nicht können, dann greift die Steuerbehörde selbsttätig ein 
und schreitet zur indirekten Ermittelung des Reinertrages, 
indem sie sich dabei an die üblichen Daten hält. Dazu muß 
aber die Steuerkommission, mit Rücksicht auf die verschiedene 
Natur der Gewerbe, wieder ganz verschieden verfahren und das 
Verfahren dem Charakter der Gewerbe angepaßt sein. 

Bei Gewerben, bei welchen das Kapital die Hauptrolle 
spielt, bildet das Geschäftskapital die Basis für die Ertrags- 
ermittelung. Es wird dabei der Reinertrag des Kapitals mit 
28 7o (bei Apotheken 20 — 40%) angenommen. 

Bei Gewerben, bei welchen ihrem Charakter nach sich der 
Ertrag nicht nach dem Geschäftskapital ermitteln läßt, z. B. 
bei Ziegeleien, Kalkbrennereien etc., da ist zunächst der jährliche 
Geschäftsumsatz (nach dem Betriebs -Umfang, üblichen 
Gewinnprozentsatz u. s. w.) zu ermitteln. Von diesem wird dann 
der jährliche Reinertrag mit 5 — 15% berechnet. 

Ebenso wird bei Exportgeschäften (mit Landesprodukten), falls Aus- 
züge aus den Geschäftsbüchern nicht vorgelegt werden, der Reinertrag mit 
1 — 37o äus dem jährlichen Umsatz berechnet. 
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Bei Gewerben, die ganz ohne Kapital, oder mit geringerem 
Kapital betrieben werden (wie Handwerker), hält man sich an 
äußere Merkmale, die einen Schluß auf die Ertragsfähigkeit 
gestatten. Solche äußere Merkmale sind: Gehälter, Löhne, Miete, 
Wert der Produkte und Rohstoffe, Leistungsfähigkeit der 
Maschinen u. s. w. — 6 — 10% von dieser Wertsumme soll dann 
als jährlicher Ertrag angesehen werden. 

Endlich wird für die Baumeister, Bauführer, Unter- 
nehmer in d. S. der Beinertrag auf 5 — 16% von dem Yer- 
tragswert der auszuführenden Unternehmung angesetzt. 

Alle diese (in verschiedener Höhe) festgestellten Ertrags- 
(Erwerbs-) Prozentenach dem: Geschäftskapital, dem Kapital- 
umsatz, Vertragswert etc., sowie die anzuwendende Art 
der Ertragsermittelung (nach Geschäftskapital, Umsatz, 
äußerem Merkmalen etc.) werden, „um den Ertrag richtig zu er- 
fassen und folglich auch die Steuer richtig zu veranlagen . . .", 
„immer" in Vereinbarung der General-Steuerdirektion 
mit den Korporationen der Hauptgewerbe-Kategorien 
festgestellt und „rechtzeitig" in der offiziellen Zeitung bekannt 
gegeben (Art. 25). 

Von Steuerfüßen ist sowohl der proportionale wie der 
progressive in Anwendung. Die Progression der Steuer- 
füße ist nicht für alle Arten gewerblicher Unternehmungen die 
gleiche; sie ist insbesondere verschieden für zwei ver- 
schiedene Gewerbekategorien. Bei den Gewerben mit 
höherem Ertrage, zu welchen „Geschäfte aller Art (!)", In- 
dustrie-, Bank- und Wechselgeschäfte, Aktiengesellschaften etc., 
gerechnet werden, ist der Anfangssteuersatz 3,5 "/© bei Er- 
trägnissen bis zu 2000 Francs und er steigt bis auf 7 *% bei 
solchen über 10000 Francs. Und bei Gewerben, wie Handwerk, 
Exporthandel u. s. w, , bewegt sich der Steuersatz zwischen 
2 °/o (bei Erträgen von 1000 Francs) und 5 % (bei Erträgen über 
10000 Francs). 

Für alle Gewerbetreibende ist auch ein Steuerminimum 
von 15 Francs festgesetzt, wie schon oben erwähnt. Es steigt 
aber bei den gewerbsmäßigen Viehhändlern auf 60 Francs , bei 
den gewerblichen Unternehmungen mit öffentlicher Rechnungs- 
legung auf 250 und endlich bei den Versicherungsanstalten auf 
750 Francs. 

Bei dieser Steuer finden in Bezug auf die Lokal- Steuer- 

J. 4: 
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kommissionen und das Einschätzuiigsverfahren einige erhebliche 
Abweichungen statt. So bestehen in Belgrad neben der all- 
gemeinen „Lokal- Steuerkommission" für die direkten Steuern 
noch zwei spezielle Gewerbesteuer-Kommissionen: eine für 
den Handel und eine für die übrigen gewerblichen Unter- 
nehmungen. Drei Fünftel dieser Kommissionsmitglieder stellen 
die Belgrader kaufmännischen und gewerblichen Korporationen 
(Zünfte), und zwei Fünftel werden vom Finanzniinister ein- 
gesetzt. Diese Kommissionen haben, außer jenen oben er- 
wähnten Aufgaben, hier noch die weiteren Funktionen: Ge- 
schäftskapital, Umsatz, äußere Merkmale, die zur Ertrags- 
ermittelung dienen sollen, einzuschätzen. Um die Richtigkeit 
der gemachten Angaben über Bücherauszüge, Größe des Kapitals, 
Geschäftsumsatz, Geschäftspersonal zu erhärten, kann die 
General -Steuerdirektion den Steuerpflichtigen eventuell den Eid 
zuschieben. — Von den anderen Einzelheiten der Einrichtung 
dieser Steuer, wie Erhebungsart, Reklamationsverfahren, Strafen 
u. s. w., war schon oben die Rede. (Die Kritik folgt auf S. 55.) 

C. Die „Obrtsteuer" (Umsatzsteuer). 

Gesetzgebung. Eingeführt ist die Obrtsteuer als „Ergänzung" der bestehenden 
Gewerbesteuer durch Gesetz vom 31. Oktober 1886, und dieses Gesetz ist bis 
heute die Grundlage dieser Steuer geblieben. Einige nicht sehr bedeutende Um- 
gestaltungen in Bezug auf die Klassifikation, Satzerhöhungen, Erhebung und 
weitere Einzelheiten der Steuer hat dieses Gesetz allerdings erfahren durch die 
Novellen und gesetzlichen Abänderungen vom 30. März 1891, 1.6. Dezember 1896 
(die wichtigste) und 29. September 1899. 

a) Entstehung und Charakter der Obrtsteuer. Die Einführung 
der Obrtsteuer in das serbische Steuersystem im Jahre 1886 
erfolgte hauptsächlich aus handelspolitischen Gründen, ob- 
schon es auch die Steuer- und finanzpolitischen Rück- 
sichten waren, die zur Einführung derselben mit Veranlassung 
gaben. Man wollte nämlich, da der serbisch -österreichische 
Handelsvertrag vom Jahre 1881 den serbischen Gewerbefleiß 
vor ausländischer (österreichischer) Konkurrenz nicht genügend 
schützte, mit dieser Obrtsteuer — die von allen Gewerbetreiben- 
den zu zahlen war, am stärksten jedoch die Einfuhrgeschäfte 
von Manufaktur- und Industrieprodukten traf und somit wie 
eine Zollerhöhung wirkte — einen Schutz der heimischen 
Gewerbe und Industrie herbeiführen. Um aber eine Kol- 
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lision mit der Bestimmung des Artikels X jenes Handelsvertrages 
zu vermeiden, nach welcher die nicht in Serbien gefertigten 
Produkte, mit ganz wenigen Ausnahmen, mit keinem neuen 
Zoll oder sonstiger Abgabe belegt werden durften, — um also 
diese Bestimmung zu umgehen, wurde in dem Gesetz vom 
31. Oktober 1886 ausdrücklich gesagt, daß die Obrtsteuer nur 
eine „Ergänzungssteuer" sei, um die Mängel der vielfach un- 
gerechten, mit Defrauden verbundenen „Gewerbekapitalsteuer" 
auszugleichen, nicht jedoch sei dies eine neue selbständige 
Steuer. Diese in jenem Gesetz ausdrücklich angegebenen 
„steuerpolitischen" Gründe, die allerdings bei der Einfüh- 
rung der Obrtsteuer wohl eine Rolle gespielt haben, aber doch 
nur sekundär, sollten ersichtlich als Vor wand gegenüber even- 
tuellen Einwendungen von Seiten Österreich -Ungarns, wegen 
Verletzung der Vertragsbestimmungen, dienen. Denn „für 
Österreich -Ungarn konnte es kein Geheimnis bleiben, daß die 
Obrtsteuer, ihrer Beschaffenheit nach, im Grunde keine Ergän- 
zung der Gewerbekapitalsteuer, sondern eigentlich eine Er- 
gänzung der im serbisch-österreichisch-ungarischen 
Handelsvertrage festgelegten Zollsätze sei"^^). Dank aber 
den damaligen guten politischen Beziehungen zwischen den 
beiden Staaten erkannte Österreich-Ungarn, nach einem erfolg- 
losen Protestversuch, die Obrtsteuer als ein „fait accompli" 
an, und bei der Erneuerung des Handelsvertrages im Jahre 1892 
erteilte es sogar seine Zustimmung. Später indessen, als die 
handelspolitischen Gründe für diese Steuer nach dem neuen, 
eben erwähnten Handelsvertrag von 1892 wegfielen und auch 
die steuerpolitischen, infolge der Einführung anderer Formen 
in der Gewerbesteuer, größtenteils hinfallig geworden waren, 
konnte Serbien diese Obrtsteuer aus fiskalischen Gründen 
nicht entbehren. So blieb die Obrtsteuer neben der Gewerbe- 
steuer noch bis heute bestehen. . 

Die Obrtsteuer ist eine der charakteristischsten und 
interessantesten „direkten Steuern" Serbiens. Der Name 
„Obrtsteuer", oder wie man sie in Serbien kurz nennt „Obrt", 
heißt Umsatz (Umsatzsteuer). Dieser dient nämlich bei dieser 
Steuer in den meisten Fällen als Bemessungsgrundlage. 



^^) Dr. M. Milovanovitsch: Unsere Handelsverträge. „Delo" 1895, 
Bd. XI, S. 186. 

4* 
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Seit der Einführung der Obrteteuer (1886) hat sich eben 
ihr ursprünglicher Charakter, infolge einer wesentlichen Um- 
gestaltung im Jahre 1896, erheblich geändert. In ihrer 
ersten Gestalt (durch Gesetz vom 31. Oktober 1886) war sie, 
trotz ihrer teilweisen schutzzöllnerischen Wirkang (höchster 
Steuersatz für Importeure), durchaus eine direkte Steuer. 
— Später, als man die Steuer von den Importeuren (die in 
Serbien meistens Industrieprodukte importieren) und den Ex- 
porteuren (die meistens Bohstoffe exportieren) durch die 
Zollämter erhob (1896), da verlor sie, im ganzen genommen,^ 
den Charakter einer reinen direkten Steuer. Seitdem ist sie 
eine eigentümliche Kombination von zwei heterogenen 
Steuerarten: direkten und indirekten. Insoweit sie teil- 
weise von den Zollämtern bei den Importeuren und JExpor^ 
teuren erhoben wird, hat sie durchaus den Charakter einer in- 
direkten Steuer, und zwar eines Zolles"). Dagegen die nicht 
durch die Zollämter erhobene Obrtsteuer, welche also direkt 
von den Steuerzahlern, die zugleich auch der Absicht nach die 
definitiven Träger sind, also von den einheimischen Ge- 
werbetreibenden erhoben wird, behielt den früheren Charakter 
einer direkten Gewerbesteuer bei. 

Sie nimmt sonach, im ganzen genommen, in ihrer jetzigen 
Gestalt eine Zwischenstellung zwischen den direkten und 
indirekten Steuern ein. Infolgedessen aber dürfte es sich emp- 
fehlen, dem zollartigen Teil der Obrtsteuer seinen richtigen 
Platz unter den Zöllen anzuweisen und nicht die gesamte, aus 
so heterogenen Steuerelementen zusammengesetzte Obrtsteuer 
rein mechanisch dem direkten Steuersystem einzufügen, wie 
dies die serbische Steuergesetzgebung getan hat*®). 

Früher, sowie heute, auf denselben Steuersubjekten und 
-Objekten, wie die eigentliche Gewerbesteuer (jetzt „Gewerbe- 

^^) Weder nach dem Rau-Wagn ersehen ersten Einteilungsprinzip der 
Steuern in direkte und indirekte: nach dem administrativ-technischen 
Verfahren der Veranlagung und Erhebung, noch nach dem anderen Einteilungs- 
prinzip in Bezug auf Steuerzahler und Träger kann die Obrtsteuer hier 
eine direkte Steuer genannt werden. 

^*) Dr. Nincitsch meint dasselbe, wenn er in seiner Abhandlung „Serbien 
vor den Handelsverträgen" 1902, S. 170 sagt, daß die von dem Import erhobene 
Obrtsteuer, die mit den direkten Steuern gamichts zu tun hat, künftig nicht 
mehr eine Angelegenheit der direkten Besteuerung sein solle, da sie im Grunde, 
ein Zoll sei. 
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ertragssteuer") beruhend, führte sie bedauerlicherweise in die 
serbischeG-esetzgebungdieDoppelbesteuerung derQ-ewerbe- 
treibenden ein. Daß sie heute noch kein „Korrektiv" der eigent- 
lichen Gewerbesteuer ist, braucht nicht ausdrücklich betont zu 
werden. Den Charakter einer Quotitätssteuer hat sie nie 
verleugnet und behielt ihn während der ganzen Zeit ihres Be- 
stehens bei. 

b) Die Einrichtung der Obrtsteuer im einzelnen. — Nebst der 
Gewerbeertragssteuer unterliegen der Obrtsteuer in ihrer 
gegenwärtigen Gestalt, laut Artikel 66 des Steuergesetzes von 
1901, „alle Handels-, Industrie-, Spekulations- und Lieferungs- 
geschäfte, sowie überhaupt alle mit Kapital zwecks Gewinn- 
erzielung betriebenen Geschäfte und Gewerbe". Nur einzelne, 
im Gesetz besonders genannte Gewerbe sind ausgenommen. 

Nicht obrtsteuerpflichtig sind: Handwerker, Bergbau, kleine, im Inlande 
installierte, nur mit dem Inland Handel treibende Manufakturen- und Kolonial- 
warengeschäfte und die unbeweglichen Wasser- und Windmühlen'^). 

Als Bemessungsgrundlage der Obrtsteuer dient regel- 
mäßig zweierlei: entweder wird hierfür der Geschäfts- 
umsatz („Obrt") oder der jährliche Mietwert (Mietaufwand) 
der gewerblichen Lokalitäten als maßgebend angenommen. Im 
letzteren Falle nimmt die Obrtsteuer ganz den Charakter einer 
Mietssteiier oder Aufwandsteuer für den Gewerbetreibenden 
an, doch nur in dem Falle natürlich, wo sie nicht (durch Miets- 
ermäßigung) auf den Hauswirt überwälzt wird. Als solche ist 
sie eine sehr ungleichmäßige und mangelhafte Steuer, da der 
Mietaufwand nach der Art und nach dem Ort der Gewerbe 
durchaus verschieden ist. 

Nach dem Umsatz werden besteuert: Alle Handels-, Untemehmungs-, 
Spekulations-, Bau- und Holzgeschäfte u. s. w. Dagegen nach dem Miets- 
wert: Industrielle Unternehmungen (Fabriken, Brauereien, Ziegeleien u. dgl. m.), 
sowie Restaurationen, Bäder u. s. w. 

Anstatt des Umsatzes wird bei der bei den Zollämtern er- 



*3) Von dem zollartigen Teil der Obrtsteuer, die neben dem Zoll an der 
Grenze erhoben wird, sind folgende Artikel laut Art. 70 des Steuergesetzes von 
1901 befreit: Maschinen für industrielle und landwirtschaftliche Zwecke, falls 
sie von den Fabrikanten und Landwirten selbst importiert werden; femer alle 
von privaten Konsumenten eingeführten Artikel, ausschließlieh Baumaterialiein, 
Möbel etc.; ebenso der Export inländischer Fabrikate; endlich Bücher im all- 
gemeinen ohne unterschied, falls sie zum eigenen Gebrauch importiert werden. 
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hobenen Obrtsteuer als die Bemessungsgrundlage der Waren- 
wert herangezogen. 

Die weiteren Besümmuiigen betreffs dieses zollartigen Teiles der Obrtsteuer 
sind in dem Gesetz über den Handelsvertrag zwischen Serbien und Öster- 
reich-Ungarn vom 16. Juli 1893 angegeben und sollen hier nicht i^eiter be- 
sprochen werden*®). 

Ausnahmsweise dient bei den Lieferungen für Staat und 
Gemeinde etc. und Unternehmungen, welche auf Q-rund von 
schriftlichen Offerten im Submissionswege erfolgen, wegen der 
genauen Wertfeststellung des Objektes als Bemessungsgrundlage: 
der im Vertrage angegebene Wert dieser Lieferungen. 

Bei den Bank- und Wechselgeschäften hält man sich, indes 
an keine besondere Bemessungsgrundlage, sondern legt diesen 
Steuerobjekten direkt eine feststehende Steuerquote, eine jähr- 
liche Pauschalsumme auf, deren Höhe sich nach dem Ort 
und der Größe der Geschäfte richtet. Zu diesem Zweck sind 
diese Geschäfte in Kategorien und Klassen geteilt nach 
Art und Größe des Geschäftes. 

Die erste Kategorie bilden die Aktien-Banken und Wechselgeschäfte. 
Diese sind dann wieder in drei Größenklassen geteilt'*). 

In die zweite Kategorie kommen die großen Banken und Wechselgeschäfte, 
welche nicht auf Aktien gehen, und bei welchen wieder zwei Größen- 
klassen unterschieden werden. 

In die dritte Kategorie endlich gehören die kleinen privaten Banken 
und Leihhäuser u. dgl. m., die in zwei Größenklassen (für Belgrad und 
Inland) getrennt sind. 

In welche Kategorie und Klasse die betreffenden Geschäfte 
und Gewerbe hineingehören, hat die Steuerbehörde -zu ent- 
scheiden. 

Behufs Ermittelung der gesetzlichen Bemessungsgrund- 
lage besteht auch bei dieser Steuer in erster Linie die Ver- 
pflichtung der Steuersubjekte zur Selbstdeklaration. Die 
amtliche Nachprüfung in Zweifelsfällen ist ebenfalls den 
Steuerkommissionen durch das Gesetz eingeräumt. 

Die Steuersätze werden wie üblich in Form des Prozent- 
satzes festgesetzt und bewegen sich zwischen 1 ®/o und 7%, je 
nach Art der gewerblichen Unternehmungen. Die schon er- 

^) Annexe D „Disposition concernant la perception de PObrt sur la valeur 
des marchandises importees en Serbie**, § 1. 

'') Aktiensparkassen, Genossenschaften und sonstige Geldinstitute, welche 
keine Spekulationen und Wechselgeschäfte treiben, sind steuerfrei. 
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wähnten jährlichen Pauschalsummen sind ebenfalls, wie 
gesagt, verschieden hoch normiert für die verschiedenen Steuer- 
objekte und Steuerklassen. Sie fangen von 40 an und steigen 
bis auf 3000 Francs. 

Die Obrtsteuer wird ausnahmsweise nicht wie die anderen 
direkten Steuern Serbiens als Grundlage für die Veran- 
lagung der Personalsteuer, die ich später noch besprechen 
werde, noch für die Zuschläge der öffentlichen Selbst- 
verwaltungskörper außer der staatlichen benutzt. 

Die Erhebung des „steuerartigen'' Teiles der Obrtsteuer 
erfolgt stets vierteljährlich; nur bei den „gelegentlichen" 
und periodischen Geschäften (Lieferungen, Spekulationen etc.) 
erfolgt sie zweckmäßiger gleich nach Abschluß des Geschäftes. 
Der „zollartige" Teil der Obrtsteuer wird dagegen wie die 
Zölle bei den Zollämtern bei der Einfuhr (mit 7 °/o) und bei 
der Ausfuhr (mit 1 ®/o) erhoben. Dieser Teil der Obrtsteuer ist 
finanziell der wichtigere und ist um das Siebenfache so 
groß als der andere. 

Die anderen Besonderheiten betreffs der Obrtsteuer sind 
bereits besprochen oder werden es noch später gelegentlich. 

B. Zur Kritik der gesamten serbischen Gewerbesteuern. 

All die verschiedenen serbischen Gewerbesteuergesetze 
kamen, trotz der verschiedenen Wege, die sie zur Lösung des 
schwierigen Problemes der Gewerbebesteuerung versucht haben, 
doch zu ziemlich denselben Ergebnissen. Und diese sind 
verhältnismäßig viel ungünstiger als die Ergebnisse, welche 
andere Länder, die wirtschaftlich weit entwickelter sind und 
unter viel komplizierteren Handels- und Gewerbe -Verhältnissen, 
im Zeitalter der beständigen Umwandlungen der Technik, der 
Betriebsformen, des Verkehrs- und Transportwesens leben, in 
ihrer Gewerbebesteuerung erreicht haben (Frankreich!)^). 

Bei den beiden ersten serbischen Gewerbesteuern im 
Steuersystem von 1884, bei der „Geschäfts-Kapitalsteuer" 
und „Brutto-Ertragssteuer" („Erwerbssteuer"), erheben sich 
prinzipielle Bedenken, vor allem gegen die Bemessungs- 
Grundlagen, und damit gegen die ganze Grundlage dieser 

^ S. die französische Patentsteuer in Wagn ersehen Finanzen III. Bd. 
S. 468-489. 
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Steuer überhaupt. In diesem Punkte verdient unbedingt den 
Vorzug die gegenwärtige „Gewerbe-Ertragssteuer", denn 
nur der Reinertrag resp. das Einkonunen ist die einzig richtige 
Bemessungsgrundlage jeder rationellen direkten Steuer. Der 
Schluß vom Kapital auf den Beinertrag der Gewerbe ist 
steuertechnisch und steuerpolitisch sehr problematisch. Auch 
wenn das Geschäftskapital (Kapital -Größe) der Gewerbe auf 
das genaueste ermittelt werden könnte, würde eine solche Kapital- 
steuer große Ungleichmäßigkeiten mit sich bringen. Denn die 
Einträglichkeit d. h. Rentabilität eines Gewerbes hängt keines- 
wegs nur von der Kapitalsgröße des Gewerbebetriebes ab, 
sondern auch von vielen andren Faktoren, wie: Wirtschafts- 
Subjekt, Gewerbezweig, wechselnde Konjunkturen etc. Die 
dadurch entstandene Ungleichmäßigkeit der Besteuerung wird 
aber in der Praxis infolge der leichten Verheimlichung 
des Geschäftskapitals selbstverständlich noch erheblich ge- 
steigert. 

Und was zu sagen über die Besteuerung nach dem Brutto- 
ertrag („Erwerbssteuer")? — Sie liefert von neuem den Beweis, 
daß die Praxis so häufig keine Rücksicht auf die Theorie und 
die von ihr aufgestellten Grundsätze nehmen wül oder nehmen 
kann. Die serbische Bruttoertragssteuer („Erwerbssteuer"), als 
eine der prekärsten und am seltensten vorkommenden Ge- 
werbesteuern im allgemeinen, hatte außer all ihren anderen 
steuerpolitischen und steuertechnischen Mängeln auch den großen 
Übelstand, daß sie allen wirtschaftlichen Fortschritt der ge- 
werbetreibenden Klassen hemmte und zuweilen geradezu zu 
einer Konfiskation des ganzen oder teilweisen Erwerbes führte. 
Sie belastete evident, da ihre Steuersätze ebenso hoch 
normiert waren wie die der andern serbischen E»ein-Ertrags- 
steuern, die ihr unterworfenen Steuerpflichtigen viel stärker 
als die Eeinertrags-Steuern. (In manchen Fällen fünf- bis 
zehnmal so stark!) Und wenn man noch jene, die Erwerbs- 
steuer ergänzende Obrtsteuer dazu nimmt, dann wird man 
sich wundern müssen, wie diese Erwerbssteuer auch nur ein 
Jahr bestehen und geduldet werden konnte. 

Die Besteuerung nach dem Bruttoertrage, in welchem alle 
Geschäftsunkosten, die bekanntlich in den einzelnen Gewerben 
sehr verschieden sind, mitenthalten sind, heißt, sich in der 
Steuerpolitik ganz einseitig: nur von den finanzpolitischen 
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Gründen ohne Bücksicht auf andere, besonders volkswirtschaft- 
liche und Forderungen der Gerechtigkeit leiten lassen! 

Die Kritik über diese Steuer wird aber nicht viel milder 
ausfallen dürfen, wenn man auch die zweckmäßigen, aber 
immerhin gesetzwidrigen — wegen der häufigen Proteste der 
Ge^werbetreibenden schon im „ Gesetz- Ausführungsreglement" (!) 
vom 25. Februar 1900 vorgenommenen — Abänderungen des 
betreflfenden Gesetzes berücksichtigt*^). Denn eine solche 
„Flicksteuer", die schließlich „weder nach dem Gesetz noch 
nach dem Ausführungs-Beglement des Gesetzes, sondern nach 
einem Übereinkommen zwischen dem serbischen Finanz- 
Minister und einem Ausschuß Belgrader Kaufleute veranlagt 
wurde, ein Verfahren, das selbstverständlich jeder gesetzlichen 
Grundlage entbehrte""), konnte in keiner Hinsicht recht und 
gerechtfertigt sein. 

Was indes alle bisherigen serbischen Gewerbe -Steuern, 
ohne Unterschied, anbetrifft, so geben sie durchweg Anlaß zu 
großen Bedenken schon hinsichtlich der Methode, wie die 
Ermittelung der Bemessungsgrundlage erfolgt. In Serbien 
glaubte man immer, trotz der meistens fehlenden Buch- 
führung, die Größe der Bemessungsgrundlage bei jedem ein- 
zelnen Geschäft resp. Gewerbe individuell, durch Deklarations- 
zwang der Steuerpflichtigen und Einschätzung der Steuerkom- 
missionen richtig ermitteln und besteuern zu können. Durch 
dieses übergroße Vertrauen, das man in die Gewissenhaftig- 
keit der Steuerpflichtigen und in die Unparteilichkeit der Steuer- 
kommissionen setzte, gab man den beiden die Möglichkeit zu 
allerlei Mißbräuchen, die nebst den unabsichtlich falsch 
gemachten Einschätzungen der Steuerkommissionen gegen 



^) Dieses Reglement bildete nämlich eine wesentliche Modifikation des 
Erwerbs-Steuergesetzes von 1900, sodaß „das Gesetz eigentlich nichts bedeutete, 
das Reglement war alles, es hatte ihm vorzugehen", wie mit Recht der Nach- 
folger des serbischen Finanzministers, der jenes Gesetz (von 1900) und Reglement 
schuf, sagte („Finanz-Revue« 1901. Bd. I. IL S. 219: „Die Rede des Finanz- 
ministers in der Skupstina''). Das Reglement stufte hier und da den gesetz- 
lichen Steuerfuß um mehrere Prozente (2) ab, ordnete ein anderes Ver- 
fahren fiir die Erwerbsermittelung und in gewissen Fällen sogar eine andere 
Bemessungsgrundlage (Reinertrag anstatt des Rohertrages) an! (S. 9, 11, 
.... des „Reglements für die Ausfuhrung des Erwerbssteuergesetzes** vom 
25. Februar 1900). 

**) S. D. Jossimovitsch: Die Gewerbesteuer, 1901. S. 31. 
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die fiskalischen Interessen des Staates oder gegen die Steuer- 
gerechtigkeit verstießen und tatsächlich häufig vorkamen. 
Und gerade die gegenwärtige, sonst in Bezug auf Bemessungs- 
grundlage noch beste Art der serbischen Gewerbesteuern ( „ Eein- 
Ertragssteuer") verdient in Betreff der Ermittelung der 
Bemessungsgrundlage keineswegs einen Vorzug. Im Q-egenteil, 
in dieser Beziehung bietet sie eigentlich noch mehr Schwächen 
als irgend eine andere der serbischen Gewerbesteuern. Denn 
bei ihr kommt noch hinzu: die Ermittelung des Rein-Er- 
trages (in meisten Fällen durch die Steuerkommissionen) nach 
völlig verschiedenen Paktoren: bald nach dem Geschäfts- 
kapital, bald nach dem Umsatz u. s. w., also indirekt, was 
klärlich auch zu einer ungleichen Besteuerung einzelner Ge- 
werbebranchen führen mußte. Eine ähnliche Buntsoheckig- 
keit in diesem Punkte ist nur noch bei der ^Obrtsteuer" 
vorhanden. Die Uniformität in der Bemessungsgrundlage 
und der Ermittelung derselben bei der „Gewerbe-Kapital- 
Steuer" stellt sie unbestritten über alle anderen serbischen 
Gewerbesteuern, besonders über die gegenwärtigen: ^Gewerbe- 
Reinertragssteuer" und „Obrtsteuer". 

Bei der Rein -Ertragssteuer verschärfen sich die Bedenken 
außerdem noch durch rein willkürliche Festsetzung der 
Ertragsgröße d. h. der verschiedenen Prozente des Er- 
trages von den vom Gesetz bestimmten, verschiedenen Faktoren : 
Geschäftskapital, Umsatz etc. 

So behauptet man nicht zu viel, wenn man sagt, daß die 
serbische Gewerbesteuer nach dem Reinertrag, wobei Unsicher- 
heit und starke Ungleichheit Platz greifen, keineswegs den 
Ansprüchen einer rationellen „Reformsteuer" genügen kann. 
Zu einer solchen kann sie vielleicht einmal in der Zukunft 
(nach gründlicher Modifikation) werden. 

Übrigens ist nicht zu verkennen, daß in Serbien, bei der 
größtenteils fehlenden Buchführung, die Lösung des Gewerbe- 
steuerproblems, insoweit dies überhaupt möglich ist, auf enorme 
Schwierigkeiten stößt. Es wäre deshalb für Serbien wohl die 
(Klassen-) Besteuerung der gewerblichen Unternehmungen 
„nach äußeren Merkmalen", wie sie in Serbien zum Teil 
schon durch das Erwerbssteuergesetz von 1900 eingeführt 
wurde, zweckmäßiger. Man denke nur, wie leicht und sicher 
dabei die Kontrolle an den Zollämtern ausgeübt werden kann, 



— 59 — 

über welche alle importierten Fabrikate und exportierten Roh- 
stoffe, also fast der ganze Handel Serbiens doch gehen muß 
(Dr. Nincitsch) ! In dieser Richtung eine Reform herbeizuführen, 
würde am zweckmäßigsten erscheinen. 

Was speziell die „Obrtsteuer" betrifft, so wäre hier, da. 
sie schon im darstellenden Teil im ganzen kritisch behandelt 
wurde, nur noch darauf hinzuweisen, daß sie in ihrem „steuer- 
artigen"^*^) Teil als eine Ergänzung resp. eine Erhöhung 
der eigentlichen Gewerbesteuer wirken soll, und daß sie, als 
solche, die betreffenden Steuerpflichtigen fast immer auch tat- 
sächlich trifft. In ihrem „zollartigen" Teil dagegen wird sie 
regelmäßig auf die Konsumenten der Grewerbeprodukte, wie 
jeder (Einfuhr-) Zoll, überwälzt resp. fort- und weitergewälzt, 
wodurch sie eine starke Ungleichmäßigkeit mit sich bringt. 
Denn hier sind die Steuerpflichtigen, die man im Sinne hat 
(gewöhnlich vermögende Exporteure und Importeure), von jener 
„Ergänzungs(Obrt)steuer", die sonst von allen Unternehmern 
der ausschließlich einheimischen serbischen Gewerbe zu zahlen 
ist, verschont; sie werden nur Steuerzahler, während die Kon- 
sumenten der importierten Waren die eigentlichen Steuerträger 
sind. Aber auch wenn die „zollartige" (auf den Zollämtern zu 
erhebende) Obrtsteuer die ihr unterworfenen Steuerpflichtigen 
vöUig träfe, so würde sie in keinem richtigen Verhältnisse 
zu der „steuerartigen" (im Lande zu erhebenden) Obrtsteuer 
stehen. Denn dort wird sie nach dem Umsatz, hier wieder 
bald nach dem Mietwert, bald in Pauschalsummen u. s. w. ver- 
anlagt. Darin liegt, abgesehen von anderen steuertechnischen 
Mängeln, der Hauptübelstand dieser Steuer. 

Sehr charakteristisch noch für die serbische Steuer- 
politik, speziell auf dem Gebiete des Gewerbewesens, ist das Be- 
stehen des verhältnismäßig hohen Steuerminimums (löFrancs) 
für die kleinen und kleinsten Erträge, wie es fast bei allen 
besprochenen Gewerbesteuerarten neben einer starken Pro- 
gression der Steuersätze vorkommt! 

Auf die übrigen Punkte und Mängel, auf welche ich schon 
im darstellenden Teil hingewiesen habe, will ich nicht noch 
einmal eingehen, um Wiederholungen zu vermeiden. Ich ver- 
weise auf das dort Gesagte. 



^) d. h. die Obrtsteuer, die den Charakter der direkten Steuer trägt. 
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5« IHe Steuer Tom ArheiiMertruge» 

(Loho-, Besoldnogs- und ähnliche Steuern vom Arbeitsertrage.) 

Gesetzgebung. Das erste die „Ertragssteaem^ einfahrende G-esetz vom 
14. Januar 1884 ist bis heute immer noch ihre Grundlage geblieben und somit 
auch die der Steuer vom Arbeitsertrag. Später erfuhr die letztere einige, nicht 
sehr bedeutende, Modifikationen. So durch die Novelle und Abänderung vom 
30. März 1891 bezüglich einer erweiterten Befreiung von dieser Steuer aus 
ökonomischen und sozial-politischen Gründen, sodann auch bezüglich der Klassi- 
fikation und Erhöhung des Tarifs. Durch eine zweite Novelle und Abänderung 
vom 16. Dezember 1896 stellte man auch gewisse Gewerbebranchen (Fleiscb-, 
Konditorei-, Bazar-, Drogeriegeschäfte u. dgl. m.) unter die Arbeitsertragssteuem, 
aber später wieder (15. Januar 1901) setzte man sie an den Platz zurück, wo 
sie hingehören, nämlich zu den Gewerbesteuern. 

a) Charakter und Umfang, r^Di© Ertragssteuer von der per- 
sönlichen Arbeit", wie sie in der neuesten serbischen G-esetz- 
gebung genannt wird, charakterisiert sich als eine Quotitäts- 
und Reinertragssteuer aus reinem Arbeitsverdienst. Die 
serbische, wie jede andere, Arbeitsertragssteuer hat ganz natur- 
gemäß und unvermeidlich den Charakter einer Subjekt- oder 
Personalsteuer. Sie ist eine Einkommensteuer und damit 
den eigentlichen Ertragssfceuem, die ja „Realsteuern" sind, kein 
ganz homogenes Glied '^). ^ 

Sie ist aber nicht immer eine Rein-Ertragssteuer in dem Sinne der 
anderen Ertragssteuem, weil beispielsweise im Einkommen der geistigen 
Arbeiter (der Beamten, Ärzte, Advokaten u. dgl. m.) auch ein Bestandteil ent- 
halten ist, der gewissermaßen als Ruckvergütung der für das Studium und die 
Vorbildung geopferten Zeit wie des Vermögens aufzufassen ist. Dieser, mußte, 
streng genommen, in Abzug gebracht werden, wenn man nur den effektiv 
reinen Arbeitslohn der Leistung treffen und besteuern will. Bei den Advokaten 
müßten außerdem noch die Bureaukosten, bei den Ärzten die Instrumente, 
Apparate, klinische Einrichtungen etc. abgezogen werden. Daher ist im serbischen 
Steuergesetze laut des Artikels 57 ausdrücklich betont, daß „diese Steuer von 
dem gesamten jährlichen Ertrage, wie er sich aus dem persönlichen Verdienst 
der betreffenden steuerpflichtigen Personen ergibt, zu zahlen ist". 

Sie triflft den gesamten Arbeitslohn, Besoldung und das 
Einkommen der liberalen Berufe. Eine steuertechnisch durch- 
aus zweckmäßige Abgrenzung. 

Gewisse Befreiungen von dieser Steuer sind für be- 
stimmte Kategorien von Personen aus sozialpolitischen oder 



s«) S. Ad. Wagner: Direkte Steuern in Schonbergs Hdb. HI. I. S. 400. 
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ökonomischen Gründen im Gesetze vorgesehen und sind ent- 
weder bleibende oder nur vorübergehende und partielle 
Befreiungen. 

Bleibend frei von dieser Steuer sind: Arbeiter -innen unter 16 und Hand- 
arbeiter -innen unter 18 Jahren, sowie alleinstehende Kopf- und Handarbeit^- innen, 
deren Arbeitsverdienst täglich höchstens 60 Cent, beträgt. Femer verheiratete 
Kopf- und Handarbeiter -innen, wenn ihr täglicher Verdienst einen Franc nicht 
übersteigt. Ebenso Personen, die eine größere Familie zu unterhalten haben 
und deren täglicher Verdienst höchstens 1,50 Franc beträgt. Weiter Handarbeiter 
über 60 Jahre; Berufssoldaten und Personen mit Pensionen unter 30 Francs. 
Alle diese Personen sind von der Steuer befreit, falls sie kein anderes Ein- 
kommen daneben beziehen. Dagegen ohne Rücksicht auf Neben ein- 
künfte: alle Schriftsteller und von Arbeitern nur die Bergarbeiter, doch nur 
falls sie Mitglieder der „Bruderladen* sind (um sie auf diese Weise zu zwingen, 
diesen Vereinen beizutreten). 

Vorübergehende und partielle Freiheiten treten nur ein in ge- 
wissen Ausnahmefällen, wie bei Krankheit etc., die hier aber aus Raummangel 
nicht aufgezählt werden sollen. 

b) Die Einrichtung der Steuer. Da alle Arbeitserträge, die 
unter den finanzwissenschaftlicben Begriff von „Lohn-, Be- 
soldungs-, Arbeitsertragssteuem" gefaßt werden, trotz ihrer ge- 
meinsamen Züge, in Bezug auf die Art ihrer Entstehung, in 
Bezug auf Höhe, auf Sicherheit des Bezuges, auf ökonomische 
Lage und soziale Stellung der steuerpflichtigen Personen große 
Verschiedenheit aufweisen, macht das serbische Gesetz, in- 
dem es alle diese Momente tunlichst berücksichtigt, einen Unter- 
schied von verschiedenen Kategorien von Personen, für 
die es verschiedene Steuersätze normiert hat. 

Es werden da zunächst einmal geistige von physischen 
Arbeitern unterschieden. 

L Die geistigen Arbeiter zerfallen wieder in zwei 
Klassen: 

1. Erste Klasse umfaßt die besoldeten, im Dienste der 
öffentlichen Verbände (Staat, Provinz, Kreis, Bezirk, Q-e- 
meinde) stehenden Personen beiderlei G-eschlechts. Diese werden 
wieder in zwei Unterabteilungen geteilt und zwar: 

A. Die erste Unterabteilung bilden Personen, „die als 
Bedienung betrachtet werden" (Grendarmen, Schutzleute, Diener 
der Staats- und Gremeindebehörden etc.). Der Steuersatz für 
diese Gruppe der Personen ist, wie bei der ganzen serbischen 
Arbeitsertragssteuer, ein prozentualer; er beträgt 1%. 

B. In die zweite Unterabteilung gehören gewählte 
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oder ernannte Beamte des Staates und anderer Selbstver- 
waltungskörper („öffentliche Beamten"). Ferner Privatbeamte 
und Geistliche. Bei diesen ist die Steuer eine progressive, 
indem sie bei einem Einkommen unter 1000 Francs mit 1,5 % 
beginnt und bei höherem Einkommen immer in Progression er- 
hoben wird. Bei Einkommen von über 12 000 Francs erreicht 
der Satz die größte Höhe von 8 %, und von da ab bleibt er 
proportional. 

Alle bisher aufgeführten Personen (Unterabteilung A und B) 
unterliegen der eigentlichen „Besoldungssteuer". 

2. Zur zweiten Klasse der geistigen Arbeiter gehören 
die liberalen Berufe, d. h. die selbständigen geistigen Arbeiter. 
Bei ihnen werden ebenfalls zwei Unterabteilungen unter- 
schieden : 

A. In die erste Unterabteilung gehören Künstler, 
Privatlehrer, Journalisten u. s. w. Ihr Einkommen wird bis 
2000 Francs mit 1,5% besteuert; darüber hinauf ist der Steuer- 
satz progressiv und erreicht bei 8000 Francs die Höhe von 4,4%. 

B. Die zweite Unterabteilung bildet eine verhältnis- 
mäßig kleine Zahl von liberalen Berufen, die aber in der Regel 
steuerfahiger sind, wie Ärzte, Advokaten, Apotheker etc. Diese 
Personen resp. ihr Einkommen wird deshalb mit höheren 
Sätzen getroffen, und zwar bis zu 3000 Francs mit 3%, und 
von da ab mit progressivem Satz, der bei 8000 Francs 8% 
erreicht. 

II. Die physischen Arbeiter (handarbeitenden Personen) 
unterliegen der eigentlichen „Lohnsteuer" und zerfallen auch 
wieder in zwei Klassen. 

1. Die erste Klasse umfaßt die Arbeiter mit unregel- 
mäßigem Arbeitsverdienst, wie private Dienstboten, land- 
wirtschaftliche Tagelöhner und andere ähnliche Personen mit 
unsicherer Arbeitsgelegenheit. Der Steuersatz für die Ein- 
kommenbezüge dieser Personen ist ein fester und beträgt 6%. 

2. In die zweite Gruppe der Handarbeiter gehören die 
gewerblichen und industriellen Arbeiter, sowie alle 
anderen Arbeiter mit feststehendem Erwerb. Ihr Einkommen 
ist mit einer 7%-igen Steuer belastet. 

Die Ermittelung der steuerpflichtigen Einkommen erfolgt 
in verschiedener Weise, je nach der Art der Arbeit und der 
sozialen Stellung des Steuerpflichtigen. 



— 63 - 

Für die Besoldnngssteuer der „öffentlichen", Staats-, 
Gemeinde-, etc. Beamten (Erlasse A, B) erfolgt die Veranlagung 
der Steuer einfach: nach Angabe der Dienstbehörde, die 
auch verpflichtet ist, bei der Auszahlung der monatlichen Ge^ 
hälter die Steuer gleich in Abzug zu bringen. Die amtlichen 
Nebeneinnahmen solcher Personen sind für steuerfrei erklärt 
worden. 

Ebenso sind aUe „Arbeitgeber'^ im w. S.' (Private, Ge- 
sellschaften, Anstalten u. s. w,) verpflichtet, die Löhne, Ge- 
hälter und sonstige Vergütungen ihres angestellten Personals 
(Klasse 1 und 2 der eigentlichen Handwerker) stets der Steuer- 
behörde anzugeben und die veranlagte Steuer bei der Aus- 
zahlung des Gehaltes abzuziehen. Für die Feststellung der 
Lohnsteuer aller anderen, nicht ständig beschäftigten 
Personen haben die Erhebungsbehörden selbst Sorge zu 
tragen, wobei ihnen von sämtlichen Staats- und Gemeinde- 
ämtern Unterstützung zu leisten ist. Damit wird selbstver- 
ständlich keineswegs Ausreichendes erzielt. Für Nebeneinkünfte, 
welche die Arbeiter und Beamten „in Natura '^ empfangen, 
erhöht sich die Steuer um ein Zehntel des Betrages. 

Für die Besteuerung der liberalen Berufe und ähnlicher 
Einkünfte besteht die übliche Deklarationspflicht der Steuer- 
pflichtigen, natürlich unter Nachprüfung von selten der 
Steuerkommissionen. 

Über weitere Einzelheiten der Einrichtung dieser serbischen Arbeits- 
Ertragssteuer siehe oben den allgemeinen Teil dieser Abhandlung. 

b) Zur Kritik der Arbeits- Ertragssteuer, Die serbische Steuer 
vom Arbeitsertrage zeigt, wenn wir sie ihrem ganzen Charakter 
und ihrer Einrichtung nach mit den gleichen Steuern in andern 
Ländern vergleichen, wo sie ebenso als ein Glied eines Ertrags- 
steuersyst^ms besteht, nur in ganz wenigen Punkten Ab- 
weichungen. Hier sollen deshalb nur solche Abweichungen, 
sofern sie etwas Bemerkenswertes bieten, zur Besprechung ge- 
langen, da sonst die Steuer im allgemeinen schon kritisch 
behandelt worden ist. 

Was speziell die serbische Besteuerung der im öffent- 
lichen Dienste stehenden Personen, besonders der Staats- 
beamten anbelangt, so bietet ihre, relativ wie absolut genommen, 
zu starke Progression der Kritik einen rechten Angriffs- 
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punkt*^). Die Progression ist hier bedeutend stärker (bei Ein- 
kommen von 12000 Francs an 8%) als jene bei der Ge- 
werbesteuer, wo sie z. B. erst bei Erträgen von 25O00 Francs 
an 7% beträgt (Bank- und dgl. Q^chäft). Auch die liberalen 
Berufe, bei denen das wirkliche Einkommen so leicbt zu ver- 
heimlichen ist, sind kaum so stark wie die Staatsbeamten von 
der Steuer belastet. 

Eine solch hohe Belastung der Staats- und anderer Seajnten 
läßt sich in keiner Weise rechtfertigen. Im G^enteil, bei der 
Beamtenbesoldungssteuer müßte eigentlich eine Ermaß ig^un^ 
des Steuerfußes eintreten, weil hier die Besoldung stets sicher 
auf Heller und Pfennig nachzuweisen ist. Solches Gt-ehalts- 
einkommen wird daher stets in seinem ganzen umfange getroffen, 
während bei freien Berufsarten sich große Teile des Einkommens 
verheimlichen lassen**). 

Erscheinen dem Staate die Beamtengehälter zu hoch, dann 
ermäßige er sie doch; dann braucht er sie nicht erst durch die 
Steuern zu beschneiden. 

Ebenso läßt die serbische Lohnsteuer die nötige Bücksicht 
auf das Lohneinkommen vermissen. Da die arbeitenden 
Klassen schon durch Verbrauchssteuern, die in Serbien sehr 
zahlreich und hoch sind, femer durch Personalsteuer und die 
hohen Zuschläge zu den Staatssteuem furchtbar schwer be- 
lastet werden, so hätte die Besteuerung des Lohnes längst 
überhaupt abgeschafft werden müssen. Schon die hohe Ver- 
brauchssteuer allein wäre eine ausreichende Belastung der 
„kleinen Leute'' gewesen. In Verbindung mit einer Lohnsteuer 
und mit den Steuerzuschlägen der Selbstverwaltungskörper kann 
sie tatsächlich umgekehrt progressiv wirken, d. h. eine 
stärkere Belastung der ökonomisch Schwächeren herbeiführen^). 

Außerdem spricht auch die sehr schwierige Ermittelung 
der Einkommen, die bei jedem Arbeiter einzeln vorgenommen 



*0 Bei 12000 Francs steigt der Steuersatz von 1,5% schon auf 87o' 
''^^) S. darüber auch Ad. Wagner: Direkte Steuern im Schönbergschen 
Handbuch. lü, I, S. 406. 

**) In Serbien erstrecken sich die Verbrauchssteuern auf die alier- 
notwendigsten und verbreitetsten Massenk onsumartikel, wie Salz, Petroleum, 
Zacker, Kaffee, Tabak, Getränke, Reis, Öl, u. dgl. m., und sie betragen ca. 
10 Francs pro Kopf (Nincitsch). Über die Personalsteuer und Steuer- 
zuschläge s. weiter unten! 



— 65 — 

Tvlrd, und die sehr mühsame Erhebung für ihre Abschaffung. 
Wenn sie aber durchaus bestehen bleiben soll, so wäre doch 
die Form einer Klassensteuer^ mit festen Steuersätzen, ent- 
schieden vorzuziehen, unter Freigabe eines etwas höheren 
Minimums, als diese Lohnsteuer in ihrer jetzigen Gestalt. 

Wie man aus dem Vorausgehenden sieht, ist auch die 
serbische Steuer vom Arbeitsertrag, welche sonst im all- 
gemeinen den Vorzug vor allen andern Gliedern des serbischen 
direkten Steuersystems verdient, Steuer -politisch nicht ganz 
einwandsfrei. Die Haupteinwände müssen sich zweifellos gegen 
ihre Steuersätze richten, welche nicht nur vom sozial-poli- 
tischen, sondern auch vom „rein-finanziellen^ Standpunkte 
ganz und gar ungerecht, weil sie zu ungleichmäßig normiert 
sind^). So ist in Serbien der Bodenertrag durchschnittlich mit 
2,5%, der Ertrag aus reiner Arbeit dagegen mit IOJö^Iq be- 
steuert^*). Ein Verstoß gegen den Grundsatz der Gleich- 
mäßigkeit der Steuer, welcher so stark ist, wie er wohl einzig 
in der Besteuerung der Kulturländer dasteht! 

Wenn die Progression der Steuern im serbischen Volke 
schon auf keinen Widerstand gestoßen ist, sondern von allen 
sozialen Klassen als etwas durchaus Natürliches und Gerechtes 
angesehen wird, so scheint es geboten zu sein, die Progression 
bei der Arbeitssteuer beizubehalten und sie auch analog bei 
der Besteuerung aller anderen Erträge einzuführen. Auch muß 
darauf Bedacht genommen werden, daß die Progression bei den 
einzelnen Steuern, je nach der Quelle des Einkommens (fundiertes 
und unfundiertes Einkommen) stärker oder schwächer ist. Eine 
Abänderung der Steuer in diesem Sinne, oder eine, welche 
wenigstens eine vernunftgemäße Proportionalität zur Durch- 
führung bringt, ist eine der dringlichsten Forderungen der 
Gerechtigkeit. 



^^) S. die Unterscheidung dieser zwei Stand- bezw. Gesichtspunkte in der 
Besteuerung bei Ad. Wagner; Fin. II, S. 382. Er unterscheidet nämlich be- 
zügiich der Gleichmäßigkeit der Steuer den sozial-politischen Gesichts- 
punkt: wonach ein steuerfreies Existenzminimum, progressive Be- 
steuerung des höheren und höhere Besteuerung des fundierten Einkommens 
als gerechtfertigt angesehen werden, und den „rein finanziellen", wonach nur 
die proportionale und die gleiche Besteuerung des Arbeits- und Renten- 
einkommens gerechtfertigt werden. 

2*) Nin^itsch: Einkommensteuer, S. 50. 
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B. Die Subjektsteuem. 

1. IHe Penonalsteaer. 

Gresetzgebang. Die Binfühning dieser Steuer neben den Ertragssteuern 
erfolgte durch das allgemeine Haupt -Ertragsstenergesetz vom 14. Januar 1884. 
Die erweiterten Befreiungen und die Regelung der Steuerpflicht der Frauen und 
Hauskommunionen wurden festgesetzt durch die späteren Abänderungen und Er- 
gänzungen des öesetzes vom 22. April 1885, 30. März 1891, 16. Dezember 1896. 
Eine wesentliche Modifikation der Steuer brachte die gesetzliche Abänderung vom 
29. September 1899. ^ 

a) Charakter und Einrichtung der Personalsteuer. Die Personal- 
steuer, als selbständige, allgemeine direkte Steuer, nimmt im 
serbischen System der direkten Steuern finanziell noch immer 
eine hervorragende Stellung ein, und zwar gleich neben bezw. 
nach der Grundsteuer. Früher, als sie im Jahre 1884, die Er- 
tragssteuem ergänzend, eingeführt wurde, war sie eine ab- 
gestufte fünfklassige Kopfsteuer, deren Klasseneinteilung 
tmd Steuersätze sich nach der Höhe des gesamten Jahres- 
betrages der übrigen direkten Steuern richteten. 

Es kamen damals in die erste Klasse alle diejenigen Steuerpflichtigen, die 
jährlich über 100 Francs an direkten Steuern zu zahlen hatten. Der Steuersatz 
dieser Klasse betrug 24 Francs. 

In die zweite Klasse kamen diejenigen Steuerpflichtigen, die 60— 100 Francs 
direkte Steuern zu zahlen hatten. Der Steuersatz dieser Klasse betrug 18 Francs. 

In die dritte Klasse diejenigen mit 30 — 60 Francs Jahressteuem. Hier 
betrug der Steuersatz 12 Francs. 

In die vierte Klasse diejenigen mit 8 — 30 Francs Jahressteuem. Diese 
zahlten 8 Francs an Personalsteuer. 

Und endlich in die fünfte Klasse diejenigen mit 8 Francs und weniger 
Jahressteuem, Sie zahlten 4 Francs an Personalsteuer. 

Später aber modifizierte man die Personalsteuer durch das 
erwähnte Abänderungsgesetz vom 29. September 1899, unter 
Wegfall der Klassen, zu einer eigentümlichen Subjektsteuer: 
einer Verbindung der festen d. h. für alle steuerfähigen Per- 
sonen absolut gleichen Kopfsteuer, deren Individualbetrag 
auf 6 Francs normiert wurde, mit einem 5% -igen Zuschlag 
zu den sonstigen direkten Steuern. Diese Form hat sie noch 
bis heute behalten. 

Die Personalsteuer in ihrer jetzigen Form trifft im all- 
gemeinen jeden erwachsenen Einwohner Serbiens, nach Voll- 
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endung seines 21. Jahres, mit Einschluß der Frauen mit selb- 
ständigem Erwerb und Einkommen. 

Von der fünfprozentigen Personalsteuw sind ausnahmsweise alle Haas- 
Vorsteher und von der festen Kopfsteuer von 6 Francs alle Hausgenossen 
der serbischen Hauskommunion („Zadruga") befreit. — Von der ganzen Personal- 
steoer sind dagegen für völlig frei erklärt: auslandische Gesandte, Konsubi und 
ihr ausländisches Personal, minderjährige und über 60 Jahre alte Personen, 
Berufssoldaten, Grenzwächter und Gendarmerie. Weiter: Studierende, Inhaftierte, 
Invaliden und erwerbsunftlhige Personen, sowie auch diejenigen, die unter 20 Francs 
direkte Steuern zahlen. Endlich: alle unselbständigen Frauen, die von Pensionen 
und sonstigen kleinen Einkommen ( — 500 Francs) leben. 

b) Zur Kritik. — Abgesehen von dem prozentualen Teil 
der Personalsteuer, welcher als Zuschlag zu den direkten 
Steuern erhoben wird, ist die eigentliche Personalsteuer, in 
ihrem kopfsteuerartigen Teil, steuertheoretiseh nicht zu recht- 
fertigen. Im Gegenteil, sie ist sogar in hohem Maße zu ver- 
urteilen, da sie den „qualitativen und quantitativen Differenzie- 
rungen" des Volkseinkommens und -Vermögens keine Bechnung 
trägt, sondern ganz simpel und roh in ganz gleicher Höhe von 
allen Steuerpflichtigen erhoben wird. Aber auch in ihrem 
prozentualen, „zuschlagsartigen" Teile entspricht die Personal- 
steuer keineswegs ihrer Aufgabe. Da sie neben die Verbrauchs- 
steuer auf die nötigsten Konsumartikel tritt, welche in der 
Regel eine größere Quote des Einkommens der „kleinen Leute" 
als der wohlhabenden belastet, müßte sie eigentlich bei der 
sonstigen proportionalen Besteuerung des fundierten Einkommens 
ausgleichend, ergänzend wirken durch steigende Sätze far 
das größere Einkommen; mit einem Wort: sie müßte pro- 
gressiv sein. 

Sonach muß die Kritik gegen die ganze Personalsteuer 
Tront machen, umsomehr als diese nicht nur relativ, sondern 
auch absolut zu hoch normiert ist und damit wieder zu hart 
auf die schon ohnehin zu schwer belasteten ärmeren Volksklassen 
drückt. Es wäre empfehlenswert und rationell, diese Personal- 
steuer in eine progressive Subjektsteuer umzuwandeln. 
Noch besser aber wäre es, sie wenn möglich ganz zu be- 
seitigen, was bei dem entwickelten Ertragssteuersystem und 
den Verkehrs- und Verbrauchssteuern auch durchaus gerecht- 
fertigt wäre. In Serbien glaubt man freilich, trotz der an- 
geführten Bedenken von dieser Steuer einstweilen noch nicht 
absehen zu können, wegen der hohen Einnahmen, die sie den 

6* 



Staatsfinanzen liefert, und auch aus steuertechnischen Gründen 
der Opportunität. Ob man darin im Recht ist, darüber ließe 
sich wohl streiten, aber meiner Meinung nach darf man nicht, 
immer den finanziellen Gründen die volkswirtschaft- 
lichen und sozialpolitischen Bücksichten opfern. 

2. Die Welursteaer („Wojnlca«'). 

Charakter und Einrichtung. Mit der Annahme des 
Systems der allgemeinen Wehrpflicht hat man in Serbien 
gleichzeitig auch die Wehrsteuer durch das Wehrgesetz vom 
1. November 1886 eingeführt. Die serbische Wehrsteuer hat 
zunächst den Charakter einer Subjekt Steuer und soU gewisser- 
maßen an Stelle der mit der Person geleisteten „ Blutsteuer "^ 
des Militärdienstes treten. Sie erhält aber einen gebühren- 
artigen Charakter dadurch, daß ihr Ertrag nicht zur Deckung 
des allgemeinen Staatsbedarfes, sondern speziell nur für Militär- 
ausgaben verwendet wird. — Über ihre Berechtigung zu sprechen, 
fällt nicht in den Eahmen dieser Abhandlung; sie kommt in. 
der allgemeinen Steuerlehre zur Erörterung. 

Nach Artikel 4 des genannten Gesetzes erstreckt sich 
die Steuerpflicht auf alle zum Militärdienst untauglichen 
Staatsangehörigen vom 20. bis zum 50. Jahre inkl. (Über die 
eventuelle Steuerpflicht der Eltern resp. anderer Verwandten 
des betreffenden Dienstfreien wird weiter unten gesprochen 
werden.) 

Von der Wehrstguer befreit sind Militärdienstunföhige, die 
zu arm sind, die Steuer zu entrichten. 

Als Bemessungsgrundlage für die Wehrsteuer dient der 
gesamte Jahresbetrag an direkten Steuern. Wenn der Wehr- 
steuerpflichtige selbständig ist, wird die Wehrsteuer von ihm 
als ein zehnter Teil seines Jahresbetrages an direkten Steuern 
erhoben. Im andern Fall, wenn der betreffende Dienstfreie 
noch kein selbständiges Einkommen hat und von den Eltern 
unterhalten wird, wird der zehnte Teil des jährlichen Steuer- 
betrages der Eltern durch ihre Kinderzahl geteilt und der 
Quotient dieser Division als Wehrsteuer für den Dienstfreien 
erhoben. Es ist dies ein sehr rohes Verfahren, besonders bei 
den hohen und sehr ungleichmäßig veranlagten serbischen Er- 
tragssteuern ! 
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Die Erhebung der Wehrsteuer erfolgt halbjährlich durch 
die allgemeinen Erhebungsorgane. Diese erhalten zu diesem 
Zweck von den Regiments -Kommandos die nötigen Verzeich- 
nisse eingehändigt. 

Der Ertrag dieser Steuer fließt in einen besonderen Fonds, 
den der Kriegsminister verwaltet, den sogenannten „Arsenal- 
fonds". 

Eventuelle Reklamationen sind bei den Eegiments- 
Kommandeuren einzubringen, die sie an den Kriegsminister 
w^eiter zu geben haben. 

3« Stenerziuchläge« 

Die letzte direkte steuerartige Staatsabgabe in Serbien 
bilden die ständigen Zuschläge zu den direkten Steuern des 
Staates. Sie sind in dem neueren serbischen Finanzwesen zur 
Deckung des serbischen Staatsbedarfs von recht erheb- 
licher Bedeutung geworden. Früher, um die Mitte der acht- 
ziger Jahre, betrugen sie nur 34 °/o der direkten Steuern, stiegen 
dann mit rapider Geschwindigkeit im Jahre 1889 auf 46%, 
bald darauf, Anfang der neunziger Jahre, auf 62% und er- 
reichten endlich im Jahre 1897 die Höhe von 75°/o des gesamten 
direkten Steuerbetrages. Auf dieser Höhe befinden sie sich 
heute noch. 

Ihre Höhe wird alljährlich durch königliches Dekret fest- 
gesetzt. 

Außer diesen zur Bestreitung der allgemeinen Verwal- 
tungskosten dienenden Zuschlägen bestehen in Serbien noch 
einige andere staatliche Zuschläge, deren Höhe ebenfalls all- 
jährlich dekretiert wird. So existiert ein 6%-iger Zuschlag 
für Militärzwecke (Artikel 101 des Wehrgesetzes vom 20. De- 
zember 1895) und ein allgemeiner Zuschlag in der Höhe von 
20 Centimes pro Kopf für die Bestreitung der Brückenbau- 
und -erhaltungskosten. Er ist an Stelle des früheren „Brücken- 
geldes'^, das beim Passieren der Brücken erhoben wurde, ge- 
treten (Artikel 2 des Gesetzes über Aufhebung des Brücken- 
zolles vom 10. Januar 1896). — Eine solche Entwicklung von 
Staatszuschlägen, die sich auf über 80% der gesamten direkten 
Besteuerung belaufen, ist steuerpolitisch sehr bedenklich und 
in jeder Hinsicht bedauerlich. Durch so hohe Steuerzuschläge 
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werden die großen Ungleichheiten, welche die serbischen 
direkten Steuern zeigen, noch verschärft und der Steuer- 
druck wird empfindlicher gemacht. Es ist sehr bezeichnend 
und gravierend für die serbische Finanzpolitik, daß bei einer 
solchen Entwicklung der Dinge, die nächstens zu einer Ver- 
dopplung der Steuersätze zu führen scheint, vielleicht mit 
Zurechnung der Gemeinde- etc. Zuschläge schon geführt hat, 
noch immer nicht an eine Reform der direkten Steuern ge- 
dacht wird! 



IIL Oesamtnrteil über das 
System der direkten Steuern jn Serbien. 



Das gegenwärtige System der direkten Steuern Serbiens 
stellt gegenüber der älteren direkten Besteuerung fraglos einen 
bemerkenswerten Fortschritt dar, ganz besonders in der 
formellen Ordnung der direkten Steuern und auch in ad- 
ministrativer Hinsicht. Allein mit allen diesen Fortschritten 
ist man noch weit vom Ideale einer Besteuerung fem geblieben. 
Man hat in der Gresetzgebung von allen steuerpolitischen Prin- 
zipien fast nur den finanzpolitischen Prinzipien, insbesondere 
den der Ausreichendheit Rechnung getragen. Dadurch ist 
aber naturgemäß eine Überbürdung des Volkes hervorgerufen 
worden, wie das nicht anders sein konnte. 

So betragen in Serbien nach den Angaben von Militsch Radovanovitsch 
die gesamten Staats- und Gemeindeabgaben 14Va% vom gesamten jähr- 
lichen Erwerb des Volkes, während sie in Belgien nur 6V4%, in England S'/j^o» 
in Frankreich 12VaVo betragen; und selbst in Italien, das immer als Beispiel 
exzeptionell starker Belastung der Steuerkräfte gilt, sind die Gesamtabgaben noch 
um 1% niedriger als die Serbiens, nämlich ISVj^o")* 

Der Forderung der Beweglichkeit kann die serbische 
direkte Besteuerung schon wegen ihres Objekt-Steuercharakters 
nicht gut entsprechen. Deshalb erweist sie sich bei steigendem 
Finanzbedarf als stets unzureichend. Eine Erhöhung der Steuer- 
sätze kann man indes nicht vornehmen, da dann die Steuern 
mitunter zu reellen Vermögenssteuern werden könnten. 

Am häufigsten aber verstößt die serbische direkte Be- 
steuerung gegen die Grerechtigkeitsgrundsätze, besonders 



2') „Finanz-Revue". „Wieviel das Volk verdient und wieviel es gibt?" von 
Militch Radovanovitsch. Bd. XÜ. 1902. S. 415. 
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gegen die Forderung der Gleichmäßigkeit der Steuern. Die 
vielen sichtbarlichen üngleichmäßigkeiten, die sie mit sich bringt, 
sind aber in erster Linie die unvermeidliche Folge des 
Ertragssteuersystems. 

Die ungleichen Elemente der Ertragsbesteuerong mit ihrer yerschie- 
deneu Erkenn- und Erfaßbarkeit sind die eigentliche Ursache, warum die 
Steuerpflichtigen sowohl bei verschiedenen Steuerarten, als bei ein und derselben 
Steuer ungleichmäßig belastet werden. — Die ungleichartige Ertrags - 
ermittlung bei den verschiedenen, wie bei ein und derselben Steuer, sowie die 
Nichtberücksichtigung der Schuldverhältnisse und die realsteaer- 
artige Wirkung der Objektsteuer bringen die Ungleichmäßigkeit bei den 
Ertragssteuem mit sich. 

Auch ist die serbische Gesetzgebung selbst mit ihrer 
Unbestimmtheit und mangelnden Präzision, ihren vielfach, 
hypothetischen, willkürlichen An.nahmen, die ihr zu 
Grunde liegen und die wir bei jeder einzelnen Steuer genugsam 
hervorgehoben haben — selbst ein Quell steter Ungleichmäßig- 
keit. Die fortwährenden teilweisen Abänderungen und 
Ergänzungen des ursprünglichen Steuergesetzes verdarben 
vollends jedes Verhältnis zwischen den einzelnen Steuerarten, 
welches früher vielleicht bestanden hat. 

Die serbische Steuerpolitik — wenn von einer bewußten, 
planmäßigen Politik überhaupt die Rede sein kann — , ist 
schwankend, voll der Naivitäten, Unbestimmtheiten und 
Vermischung aller möglichen Gesichtspunkte und ver- 
schiedenartigster Zwecke. Es findet sich deshalb im serbi- 
schen Steuerrechte eine Menge prinzipieller Widersprüche. 
Wie man aus den vorangegangenen Betrachtungen ersieht, ist 
das gegenwärtige serbische Steuerwesen dem Charakter der 
„staatsbürgerlichen" Periode gemäß überwiegend auf dem 
„rein finanziellen" Standpunkt aufgebaut. Aber die ein- 
zelnen Glieder des Systems sind nicht einheitlich und folge- 
richtig von diesem „rein finanziellen" Gesichtspunkte aus in- 
einandergefügt und eingerichtet, sondern einzelne Teile sollen 
wieder den sozialpolitischen Standpunkt (die möglichst gute 
Verteilung der Lasten und möglichst gute volkswirtschaftliche 
Wirkungen der Steuern) zum Ausdruck bringen. Dadurch ist 
aber gerade das Prinzip der Gerechtigkeit verletzt. Aus der 
Buntscheckigkeit der Prinzipien ist beinahe Prinziplosigkeit 
entstanden. So sind die aus Grundeigentum und Gebäuden 
herrührenden Einkommen vom „rein finanziellen" Standpunkt 
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ans proportional, dagegen die Einkommen ans Arbeit, Ge- 
werbe nnd Kapitalien progressiv besteuert. Man besteuerte 
damit (abgesehen von den Gewerbe- und Kapitalsteuem) das 
Arbeitseinkommen höher als das fundierte! Nur das Einkommen 
aus Kapitalerträgnissen ist ganz korrekt stärker als das Arbeits- 
einkommen belastet. Von den progressiv besteuerten Kapital-, 
Gewerbe- und Arbeitserträgen ist nur beim reinen Arbeits- 
einkommen ein steuerfreies Existenzminimum eingeführt. 

Alles in allem: das gegenwärtig bestehende serbische System 
der direkten Steuern ist somit steuerpolitisch und steuertechnisch 
durchaus ungünstig zu beurteilen und dringend reform- 
bedürftig. — Diese Reform wäre etwa so vorzunehmen, daß 
das fünfgliedrige Ertragssteuersystem weiter beibehalten 
wird, da dieses noch am besten den wirtschaftlichen und 
sozialen Verhältnissen des serbischen Landes und Volkes ent- 
spricht. Dies alte Ertragssteuersystem wäre aber gründlich, 
nach den Forderungen, welche im kritischen Teile meiner Arbeit 
bei Besprechung der einzelnen Steuern schon gestellt worden 
sind, zu reformieren. Diese fallen im großen und ganzen mit 
den Grundprinzipien der Besteuerung zusammen, aber 
suchen auch der praktischen Durchführung nach Möglich- 
keit Rechnung zu tragen. Hier bliebe nur noch darauf hinzu- 
weisen, daß der gerechteren Verteilung der Lasten (der 
Gleichmäßigkeit der Steuern) eine ganz besondere Beachtung 
zu schenken ist. Li dem neuen System wären vor allen 
Dingen die Steuersätze in besseren Einklang zueinander 
zu bringen, als das bisher geschehen ist. Das hätte in der 
Weise zu geschehen, daß das fundierte Einkommen (aus Grund 
und Boden, Gebäuden, Geldkapitalien) stärker als das unfundierte, 
das Arbeitseinkommen belastet wird. Dadurch würden auch die 
fiskalischen Interessen des Staates eher einen Vorteil als 
Nachteil haben. 

Die Reform dürfte sich aber nicht auf einzelne Steuern 
beschränken, wie dies bis jetzt gewöhnlich geschah, sie müßte 
eine allgemeine und durchgreifende sein; denn jede ein- 
zelne der jetzigen Steuern ohne Ausnahme ist reformbedürftig. 
Nur eine solche Reform kann zu erfolgreichen und brauchbaren 
Eesultaten führen. Man dürfte auch nicht daran denken, diese 
ohne genügende finanzwissenschaftliche Vor- und Durchbildung 
in Angriff zu nehmen, wie dies bis jetzt geschah, und man 
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müüte dabei auch die gesamte reiche Erfahrung, die uns im 
Islande wie im Auslande zu. Gebote steht , benutzen und in 
Betracht ziehen. 

Nur in diesem Sinne vorgenommen, würde eine Reforna zu 
einer vollständigen und dauernden Sanierung der serbischen 
Mnanzen führen. Serbien hat bisher in allen seinen Stener- 
und Finanzreformen gezeigt, daß diese Wahrheiten ihm nicht 
oft genug und nicht laut genug wiederholt werden können. 
Mögen sie nicht ungehört verhallen! 
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Lebenslauf. 



Welizar S. Jankovitsch, griechisch-orthodox, geboren am 30. No- 
vember 1880 zu Belgrad (Serbien) als Sohn des Kauftnanns (Eisenhändlers) 
Svetozar Jankovitsch, besuchte von 1891 bis 1899 das Königs-Alexander- 
Gymnasium zu Belgrad. Nach Erlangung des Reifezeugnisses bezog ich 
am 13. Oktober 1899 die Friedrich -Wilhelms -Universität zu Berlin, um 
Staatswissenschaften und Philosophie zu studieren. Daneben hörte ich 
einige juristische Vorlesungen und Erdkunde. Am 25. Februar 1904 be- 
stand ich das Examen rigorosum. 

Meine Lehrer waren insbesondere: Böckh, Bomhak, Brunner, Dilthey, 
Gierke, Hübler, Jastrow, Meitzen, Paulsen, ßeinhold (f), Schmoller, Sering, 
Simmel, Stumpf, Wagner, v. Wenckstem. 

Allen meinen verehrten Lehrern, besonders aber den Herren Wagner 
und Sering, bin ich für die vielfachen Förderungen, die sie mir haben an- 
gedeihen lassen, zu aufrichtigem Danke verpflichtet. 
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